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AUf EIN ERfoLGREIchES
NEUES JAhR

Liebe Luzernerinnen und Luzerner

Der «Blick» titelte imNovember «Städte sehen
rot». Im ganzen Landmüssen die Städte vermehrt
Defizite budgetieren, zumTeil massive. Luzern
steht vergleichsweise gut da. Im Jahr 2014 rechnen
wirmit einemMinus von 500’000 Franken. Die
Steuererhöhung und die Sparpakete zeigenWir-
kung. Auch für die Jahre 2015 bis 2018 rechnenwir
mit ausgeglichenen Budgets. So könnenwir die
Neuverschuldung stoppen.

«Luzern siehtMorgenrot» sähe ich gerne als
Titel. Denn Luzern hat das Potenzial, die finanziell
sehr schwierigen Jahre seit 2010 schon bald hinter
sich zu lassen. Es sindmehrere Punkte, diemeine
Zuversicht begründen:

Die konjunkturellen Aussichten sind für die
ganze Schweiz und für den Kanton Luzern insbe-
sondere gut. Die jüngsten Prognosen versprechen
eine Beschleunigung der wirtschaftlichenGang-
art. Die Binnenwirtschaft wächst robust, die
Exporte nehmen zu.

In der Stadt Luzern sind verhältnismässig
wenige freie Landreserven verfügbar, diese werden
dank der neuen BZO jetzt aber zügig entwickelt.
Die von der SBB geplante Überbauung Rösslimatt
beimBahnhof ist ein aktuelles Beispiel, wie die
Entwicklung aussehen könnte: wohnen und arbei-
ten in optimaler Zentrumsnähe.

Der Stadtrat hat sich für die Jahre 2014 bis
2017 ein verstärktes wirtschaftspolitisches Engage-
ment vorgenommen. DieMehrheit des Stadtparla-
ments wünscht sich vom Stadtrat ein noch deutli-
cheres Zeichen. Das Signal ist unmissverständlich:
Die städtische Politik glaubt an denWirtschafts-
standort.

Der wichtigste Grund, warum ich diese positive
Stimmung in Luzernwahrnehme, liegt in der un-
vergleichlichen Stärke Luzerns: Luzern bietet ein
Gesamtpaket von Bildung, Kultur und Landschaft.
Das Zusammenspiel dieser Faktoren in einer
Gesellschaft, die sichmit der Stadt Luzern identi-
fiziert und sich hier engagiert, ist für unsere hohe
Lebensqualität verantwortlich. Die Luzernerinnen
und Luzerner leben und arbeiten gerne hier.

Ich freuemich darumauf ein erfolgreiches
neues Jahr. Ihnenwünsche ich auch 2014
alles Gute, Gesundheit und persönlichesWohl-
ergehen!

2014 2015

Ursprüngliche Finanzplanung 2014

Aktualisierte Finanzplanung 201
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1 | Lucia Schnider Stulz:
«Ich möchte zur
Vertrauensperson der
Bevölkerung und der
städtischen Mitarbei-
tenden werden.»

Ombudsfrau
Hirschengraben 31
Postfach 7646
6000 Luzern 7
Tel. 041 241 04 44

info@ombudsstelle-
stadt-luzern.ch
www.ombudsstelle-
stadt-luzern.ch

UNAbhäNGIGE VERMITTLERIN
bEI koNfLIkTEN
Wer sich von der Stadtverwaltung missverstanden oder unkorrekt behandelt fühlt,
kann sich bei Lucia Schnider Stulz melden. Die erste Ombudsfrau der Stadt Luzern
nimmt ihre Arbeit am 6. Januar 2014 auf.

Nachgefragt

Ombudsfrau Lucia Schnider
Stulz, werden Sie der Verwal-
tung auf die Finger schauen?
Ichwerdenicht selber aktiv,

sondern nur auf ausdrücklichen
Wunscheiner ratsuchendenPer­
son.Wenn ichmich einschalte,
muss die Verwaltungmitwirken
und mir Einsicht in alle Akten
geben. In erster Linie werde ich
jedochbeieinemKonfliktdarum
bemüht sein, eine faire und für
alle Beteiligten zufriedenstel­
lendeLösungzufinden.Dazuge­
hört auch, Missverständnisse zu
klären oder Erwartungen an die
Behörde richtigzustellen.

Sie sind vomGrossen Stadt-
rat gewähltwordenund

müssen demParlament über
Ihre Tätigkeit Rechenschaft
ablegen, Ihre Stellewird aus
der Stadtkassefinanziert,
Siewerden ständigmit der
VerwaltungKontakt haben.
Wie steht esmit IhrerUnab-
hängigkeit?
Die Mitglieder des Grossen

Stadtrates habenmich in ihrer
Funktionals Volksvertreterinnen
und ­vertreter gewählt. Ich bin
weder dem Stadtrat noch der
Verwaltung unterstellt. Zudem
bin ich nicht politisch aktiv und
habe neben meiner Tätigkeit
als Ombudsfrau keineweiteren
beruflichenKontakte zur Stadt­
verwaltung. Dies alles garantiert
meineUnabhängigkeit.

Werkann sich bei Ihnen
melden?
AlleMenschen, unabhängig

vonAlter,NationalitätoderWohn­
ort, die sich von Stadtrat oder
Verwaltungungerechtbehandelt
fühlen. Wer mit den Behörden
in einen Konflikt geraten ist,
kann sich an die Ombudsstelle
wenden. Das Angebot ist kosten­
los.

Mit 30Prozent ist Ihre Stelle
relativ niedrig dotiert.Wie
undwann erreichtmanSie?
Ratsuchende Personen kön­

nensichjederzeit telefonisch,via
E­MailoderperBriefmeldenund
ihrAnliegenschildern. Ichnehme
dann möglichst schnell mit die­
sen Personen Kontakt auf und
vereinbare einenGesprächster­
min. Ummöglichst rasche und
unkomplizierteAbläufeanbieten
zu können, werde ich durch ein
Sekretariat unterstützt.

AlsOmbudsfrau stehen Sie
zwischen den Fronten.Was
motiviert Sie, diese Aufgabe
zu übernehmen?
Ich habe die tiefe Überzeu­

gung, dass sich in fast jedem
Konflikt eine zufriedenstellende
Lösung finden lässt. Als Vermitt­
lerin kann ich eine einvernehm­
liche Lösungssuche unterstüt­
zen.DieseAufgabeentsprichtmir
sehr. Das habe ichwährend zehn
Jahren in meinem Anwalts­ und
Mediationsbüroerfahren.Zudem
weiss ich aus Anstellungen beim
KantonundeinerStellvertretung
bei der Stadt, wie Verwaltungen
ticken. Ich glaube, dass ichden
verschiedenenSeitengerechtwer­
den kann, undmöchte zur Ver­
trauensperson der Bevölkerung
undderstädtischenMitarbeiten­
denwerden.

Eveline Zimmermann
Kommunikation

1

http://www.ombudsstelle-stadt-luzern.ch


4 | 5 Finanzen

NZ. EndeNovemberdebattiertederGrosseStadt­
rat über den Voranschlag 2014 der Stadt Luzern.
AuchdiesesBudgetwarwiediebeiden vorgängigen
umstritten:GegendenVoranschlag2012wurdedas
Referendumergriffen, derVoranschlag2013enthielt
eine Steuererhöhung. In beiden Fällen folgte ein
deutliches Ja an der Urne. Beim Voranschlag 2014
zeigte sich, dass die Finanzplanzahlen der Jahre
2015–2018ungenügendwarenundeineAktualisie­
rung vorgenommenwerdenmusste.

Gesamtstrategie 2013 nachgebessert
Wir erinnernuns: ImDezember2012 sagtendie

Stimmberechtigten Ja zum Voranschlag 2013, der
eine Steuererhöhung um3,08 Prozent beinhaltete.
Somit erhielt der Stadtrat indirekt auch grünes
Licht, seineGesamtstrategie 2013umzusetzen.Ne­
bender Steuererhöhungenthielt diese einSpar­ und
Entlastungspaket von4Mio. Franken.Damitwollte
der Stadtrat aus dem Tal der Defizite herauskom­
men und ab 2016 wieder schwarze Zahlen schrei­
ben. So sah es die Finanzplanung 2013–2017 vor.

Bei derPlanungdesVoranschlages 2014unddes
Finanzplanes 2014–2018 zeigte sich aber, dass
diverse Kostensteigerungen in den kommenden
Jahren zu Defiziten in der Höhe von 4 bis 7 Mio.
Franken führen würden (siehe «Ursprüngliche
Finanzplanung 2014–2018»). «Wir sehen uns zum
BeispielmithöherenBeiträgen inderFürsorgeund
steigenden Fallzahlen im Sozialbereich konfron­
tiert, ebenso inderVolksschulemit derUmsetzung
kantonalerVorgabenundeinemAusbau imBetreu­

ungsbereich», erklärt Stadtpräsident und Finanz­
direktor StefanRoth. «Bei der jährlichenÜberarbei­
tung erfassen wir sämtliche Entwicklungen und
beurteilen sie neu. Dies führt zu Veränderungen.»

Parlament unterstützt Stadtrat
Der Stadtrat hat umgehend reagiert und einer

internenArbeitsgruppedenAuftraggegeben,Mass­
nahmen von rund 7 Mio. Franken zu erarbeiten.
DieseüberzeugtendenStadtrat. Erpräsentierte sie
inderFolgederGeschäftsprüfungskommissiondes
Grossen Stadtrates und der Öffentlichkeit. Es ge­
lang ihm damit, das Vertrauen des Parlaments zu
gewinnen. Der Grosse Stadtrat stimmte dem Vor­
anschlag 2014 deutlichmit 43 Ja zu 2 Nein zu.

Welches sind denn diese Massnahmen? Auf­
grund der sehr flachen Teuerung werden geplante
Renten­ undLohnanpassungenbeidenPensionier­
tenunddenAngestelltender Stadtverwaltung,wel­
che in der Planung vorgesehen waren, zurückge­
nommen. Dies führt zu Einsparungen zwischen
4,7 Mio. und 5,3 Mio. Franken. «Aus Solidarität zu
dieser Massnahme kürzt sich der Stadtrat selber
seinen Lohn in den Jahren 2015 und 2016, also bis
EndederLegislatur, umtotal170’000Franken», er­
klärt StefanRoth.WeitereEinsparungen liegenbei
Planungen in Sport und Kultur. Mehr Einnahmen
will der Stadtrat bei denSportstättenerreichen, ent­
wederdurcheinen regionalenFinanzausgleichoder
durchdieEinführunghöhererTarife für ausserstäd­
tische Besucherinnen undBesucher, was einer Be­
vorzugungderEinheimischenentspricht. Schliess­
lichprofitiert die Stadt vonderRückerstattung von
Geldern aus der Abfallverwertung.

Mit derUmsetzungdieserMassnahmenverbes­
sert sich die Finanzplanung deutlich. 2015, 2017
und2018 soll es zuGewinnenkommen.Einzig 2014
und 2016 rechnet die Stadt mit minimen Defiziten
(siehe «Aktualisierte Finanzplanung 2014–2018»).

Arealentwicklung forcieren
«Sparen ist einpermanenterAuftrag anStadtrat

undVerwaltung», hält StefanRoth fest. «Wirwollen
unsaber auchentwickelnundzumehrEinnahmen
kommen.» Dazu stehen Arealentwicklungen wie
Rösslimatt, Pilatusplatz, Steghof und Littauerbo­
den imZentrum. «Solange Bund undKanton nicht
nochmals Steuern senken oder Kosten auf die
Gemeindenabwälzen, sindwir zuversichtlich, dass
wir in den kommenden Jahren unseren Finanz­
haushalt imGriff habenwerdenundwirdasThema
Steuererhöhung in der Stadt nicht diskutieren
müssen.»

1 | Für Stadtpräsident Ste-
fan Roth ist es zentral,
dass die Stadt Luzern
durch Entwicklungen
von städtischen Arealen
zu mehr Steuereinnah-
men kommen muss.

1

NEUEMASSNAhMEN bRINGEN
fINANZpLANUNG AUf kURS
Trotz Steuererhöhung und Sparmassnahmen musste der Stadtrat nochmals Mass-
nahmen beschliessen, um Defizite zu vermeiden. Das Parlament unterstützt ihn.
Der Finanzplan ist nun wieder im Lot.



Finanzplanung
überarbeitet
Während die Finanzpla-
nung 2013–2017 eine Er-
holung der städtischen
Finanzen ab 2016 vor-
sah, prognostizierte der
ursprüngliche Finanz-
plan 2014 –2018 weitere
deutliche Defizite; das
grösste Defizit wurde
mit 7,4 Mio. Franken
für 2016 prognostiziert.
Der Stadtrat ergriff
Massnahmen. Diese füh-
ren dazu, dass der aktu-
alisierte Finanzplan 2014
bis 2018 fast nur noch
Gewinne aufweist. Der
höchste Gewinn mit
3,9 Mio. Franken wird
für 2018 prognostiziert.

Sparen und entwickeln
Damit die Stadt künftig
auf externe Einflüsse
wie Gesetzesänderun-
gen auf eidgenössischer
oder kantonaler Ebene
reagieren und die Ver-
schuldung weiter ab-
bauen kann, will der
Stadtrat neben Sparen/
Konsolidieren vor allem
Massnahmen umsetzen,
welche die Ertragskraft
der Stadt stärken. Diese
liegen insbesondere bei
der Entwicklung stadt-
eigener Areale. Sie zei-
gen ihre Auswirkungen
zeitlich später als die
Spar- und Konsolidie-
rungsmassnahmen.

Aufwand
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Rechnungsergebnis
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2016
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2015
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757.4

– 0.5

2014in Mio. Franken

–786.4

780.5

– 5.8

2017

Ursprüngliche Finanzplanung 2014 – 2018
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NZ. Die Gesamtplanung ist
daswichtigsteStrategiepapierdes
Stadtrates. Sie besteht aus Ziel­
bild (sieheS. 7), Leitsätzen (siehe
unten links), Fünfjahreszielen
und Finanzplan. Nach dem Start
der Amtsperiode 2012 –2016 er­
arbeitete der Stadtrat eine neue
Gesamtplanung.Diesewurdeun­
terEinbezugderBevölkerungent­
wickelt:mit Befragungenundöf­
fentlichen Foren, und sie stützt
sich auf Ergebnisse von Volksab­
stimmungen.

EndeNovember 2013wurde
dieGesamtplanung 2014 –2018
vondenFraktionenderFDP,CVP
undSVPzurückgewiesen,dieSP /
JUSOunddieG/ JGwolltenaufdas
Geschäfteintreten,dieGLP­Frak­
tion enthielt sich der Stimme.

GESAMTpLANUNG:
ZURÜck AN DEN STADTRAT

1

Die Gesamtplanung 2014 –2018 wurde von der bürgerlichen Mehrheit im Parla-
ment an den Stadtrat zurückgewiesen. Dies weil sie inhaltlich und politisch zu
wenig klar sei und sich nicht auf die aktuelle Finanzentwicklung abstütze.

JETZT bRAUchT ES
ENGAGEMENT UND
koMpRoMISSE

Der glp­Fraktion gefällt die
kompakteneueFormderGesamt­
planung. Enttäuscht sind auch
wir vonden schlechtenBudget­
zahlen.Eszeigtuns,dasswirnicht
nachlassendürfenmit denwirt­
schaftlichenBemühungen.Der
Entscheid derGPK, die neueGe­
samtplanung zurückzuweisen,

foRTfÜhRUNG DER
bIShERIGEN pLANUNG

Die Gesamtplanung ist eine
Fortführungder bisherigenPla­
nungen unter Einbezug der Be­
völkerung, konkret der Bevölke­
rungsbefragung,deröffentlichen
Foren wie auch wegweisender
Abstimmungsergebnisse,z.B.zur
Wohnraumpolitik.Wichtig und
richtig ist, dass die Klima­ und
Energievorgaben weiterhin be­

hatunsüberrascht.Wirsehendie
prominenteNennung einzelner
Themenfelder nicht so drama­
tischwie andereParteien.Wären
wir in der GPK vertreten, hätten
wir unsere politische Verantwor­
tungmit entsprechendenKor­
rekturenumgehendwahrgenom­
men.

In der anstehendenMitwir­
kung sehenwir nundieChance,
dass die Nachhaltigkeit der städ­
tischen Finanzpolitik und die

achtet werden. Es freut uns, dass
die gesamte städtischeEntwick­
lungunter demAspektderNach­
haltigkeit gesehenwird. Dabei
soll dieNachhaltigkeit alle drei
Dimensionen der Ökologie, der
Gesellschaft undderWirtschaft
beinhaltenundkeinenFokusauf
dieWirtschaft legen. In Bezug
aufdiestädtischeFinanzlageha­
benwirGrünenbereitsvoreinem
JahreinehöhereSteuererhöhung
gefordert, dies damit die Stadt

EntwicklungderWirtschaftmit
all ihrenBereichendeutlicherer­
kennbarwerden. ImWeiteren ist
auf einebessereVernetzungder
verschiedenensozialenBereiche
im Sinne einer ganzheitlichen
Generationenpolitik zu achten.

WasunsererStadtaberdefini­
tivammeistenbringt, isteinkon­
struktives, mehrheitsfähiges En­
gagementderpolitischenKräfte.

András Özvegyi

die nötigenInvestitionentätigen
kann und nicht nur Sparmass­
nahmen, Budgetanpassungen
und Rückstellungen von Projek­
ten unseren politischen Alltag
bestimmen.WirGrünenwollen
unseren nächsten Generationen
keinenSchuldenberghinterlas­
sen, sondern eine gesundeUm­
weltundeineEnergieproduktion
ohne Atomstrom.

Katharina Hubacher

Die Gesamtplanung
wies vier Leitsätze auf:

1 | Luzern strebt die Ziele
der 2000-Watt-Gesell-
schaft an.

2 | Luzern ist eine durch-
mischte und solidarische
Stadt mit einem vielfäl-
tigen Wohnungsange-
bot und lebendigen
Quartieren.

3 | Luzern verfügt über
innovative Rahmen-
bedingungen für eine
zukunftsorientierte Wirt-
schaftsentwicklung und
sichert damit attraktive
Arbeitsplätze.

4 | Luzern ist mit dem
Durchgangstiefbahnhof
gut ins internationale,
nationale und regionale
Bahnnetz eingebunden.
Die Innenstadt ist für
alle zuverlässig und
sicher erreichbar und
vom Durchgangsverkehr
weitgehend befreit.

1

3

2

4



RÜckwEISUNG IST
UNVERSTäNDLIch

Nie zuvor wurde die Stadt­
bevölkerung in so hohemMasse
in die Erarbeitung dieses strate­
gischen Planungsinstruments
einbezogen. AnöffentlichenZu­
kunftskonferenzen und mittels
einer repräsentativen Bevölke­
rungsbefragungkonntensichdie
LuzernerinnenundLuzerneraus­
führlicheinbringenunddieneue

pLANLoSES
wUNSchkoNZERT

Mit der Gesamtplanung wer­
denwichtigeWeichen gestellt,
um die Richtung für die weitere
Entwicklung der Stadt vorzuge­
ben. Sie muss deshalb auf einer
sorgfältigen Analyse basieren, in
der die Stärken und Schwächen
aufgezeigt sowie Fragen zur Um­
welt und zu den sich bietenden
Chancen beantwortet werden.

kEIN fLIckwERk –
MUTIGE LöSUNGEN

WederZielbildnochLeitsätze
der Gesamtplanung genügen un­
serenAnsprüchen.Beider letzten
GesamtplanungwarendieAussa­
gen viel griffiger.

Der Finanzteil entspricht zu­
dem nicht mehr der aktuellen
StrategiedesStadtrates.Wennwir
diebisherigenunddieneuenEle­
mente zusammengefügt hätten,

wEDER bÜRGERLIch
Noch fINANZIERbAR

Schon in den vergangenen
Jahren sah sich die SVP immer
wieder veranlasst, wesentliche
BereichederGesamtplanungab­
lehnendzurKenntniszunehmen.
Die Hoffnung war trügerisch,
dass mit einer überarbeiteten
Gesamtplanung die immer wie­
der eingebrachten SVP­Anliegen
hin zu einer bürgerlichen Politik

Gesamtplanung2014–2018mass­
geblichmitgestalten.

Für die SP / JUSO­Fraktion ist
die Rückweisung imRat durch
diebürgerlicheMehrheitabsolut
unverständlich. Schade, dass die
bürgerlicheMehrheitandenSor­
genundÄngstenderBevölkerung
vorbeipolitisiert.

Natürlichgibtesauchaus lin­
ker Sicht Themen, welche wenig
berücksichtigt wurden. Sowün­
schenwirunsverbindlichereAus­

IhreEinschätzungenundVor­
stellungenhat dieFDP­Fraktion
darin jedoch nicht wiedergefun­
den.UnsfehltdiesewichtigeAna­
lyse, ein systematisches Sich­
Befassung mit den Herausfor­
derungen, ein starker Fokus
auf die Wirtschaft, und uns feh­
lenechteLösungenzumVerkehr.

Doch ganz entscheidend: Es
fehlteineFinanzplanung,dieder
Stadt Sicherheit undHandlungs­
freiheit für die Zukunft gibt.

wäre daraus ein Flickwerk ent­
standen.

Wir möchten die Wirtschaft
vermehrt fördern und verlangen
einenWirtschaftsbericht,derauf­
gezeigt, wiewir diesenBereich
stärkenkönnen. AuchdemTou­
rismuswollenwir einenhöheren
Stellenwert einräumen. Die un­
befriedigende Situationmit den
Cars auf dem Schwanenplatz
muss zügig angegangenwerden.
In der Verkehrspolitik sind wir

endlich vom Stadtrat aufgenom­
menwürden.Obwohldieaktuelle
Finanzlage auch beim Stadtrat
einAlarmsignal hätte auslösen
sollen,wurdedie neueFassung
noch weiter «nach links» ausge­
richtet undmit einem«rot­grü­
nen» Anstrich versehen! Bei den
Zielen und Massnahmen wur­
de wahrlich nicht gegeizt mit
wohlklingendenWortdeutungen.
Wie diesesWunschkonzert nach
der Erstellung von immermehr

sagen zur Familienpolitik oder
zumgemeinnützigenWohnungs­
bau.

Auch stellenwir uns klar ge­
gen die Auslagerung der Alters­
heime.Wirhabenjedoch–genau
wie die Bevölkerung – konstruk­
tiv anderGesamtplanungmitge­
arbeitet.

Die Rückweisung ist ein Af­
frontgegenüberderBevölkerung!

Nico van der Heiden

In unseren Augen ist die
vorliegendeGesamtplanung ein
Wunschkonzert ohne verbindli­
chenPlan,wieundwerdies jebe­
zahlensoll.DemkonntedieFDP­
Fraktion nicht zustimmen. Eine
erneute Steuererhöhung steht
NICHT auf demRadar der FDP.
Daher hat die FDP­Fraktion die
Gesamtplanung einstimmig zu­
rückgewiesen.

Sonja Döbeli Stirnemann

pragmatisch. Privater Verkehr,
Langsamverkehrundöffentlicher
Verkehrsollennichtgegeneinan­
der ausgespielt werden.Wir wol­
lenauchmutige,neueLösungen.
Weder einMoratorium für Ver­
kehrsmassnahmenMarke SVP
noch die überstürzte Aufhebung
vonParkplätzen,wiesiedieSPbei
der Bahnhofstrasse verlangt hat,
helfen unsweiter.

Albert Schwarzenbach

«Leuchtturmprojekten» umge­
setztundfinanziertwerdenkann,
darüber schweigt sichder Stadt­
rat jedoch aus. Zuwenig kommt
indervorliegendenFassungzum
Ausdruck, dass auch der Mittel­
standund«guteSteuerzahler»An­
sprücheandiePolitikhaben,wel­
che nicht dahin gehen, dass sich
derStaat in immermehrBereiche
des Privatlebens eingebenmuss.

Marcel Lingg

Zielbild
Das Zielbild zeigte auf,
wie sich die Stadt in
rund 20 Jahren präsen-
tieren sollte: «Zeitge-
mässes Wohnen für eine
durchmischte Gesell-
schaft und kreatives
Werken in Kultur und
Wirtschaft, basierend
auf fortschrittlichem
Wissen auf allen Bil-
dungsstufen, in einer
einzigartigen, intakten
Umwelt nahe beieinan-
der, machen Luzern
zur Stadtregion mit der
nachhaltigsten Entwick-
lung der Schweiz.»

Gesamtplanung
wird überarbeitet
Die Rückweisung
der Gesamtplanung
durch die bürgerliche
Mehrheit des Parla-
ments hat zur Folge,
dass der Stadtrat die
Gesamtplanung
überarbeiten muss.
Bis die neue Planung
in Kraft steht, gilt
sinngemäss jene für
die Jahre 2013–2017.

Vernehmlassung
Um noch genauer zu
erfahren, in welche
Richtung das Parlament
die Gesamtplanung
überarbeitet haben will,
findet bei den Fraktio-
nen in den kommenden
Wochen eine Vernehm-
lassung statt. Damit
geht der Stadtrat auch
auf die Kritik ein, dass
das Parlament bei der
Erarbeitung zu wenig
einbezogen worden
war. Die neue Planung
soll im Spätsommer
2014 vorliegen.
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DC. Am24. Januar 2011reich­
tenderMieterinnen­undMieter­
verband, die Grünen und die SP
diestädtischeVolksinitiative«Für
zahlbaren Wohnraum» ein. Die
Initiative verlangt, dass bis in 25
Jahrenmindestens16Prozentdes
Wohnungsbestandes der Stadt
Luzern nach den Kriterien der
Gemeinnützigkeitvermietetwer­
den sollen. Der Initiative haben
die Stimmberechtigten am 17.
Juni 2012 zugestimmt.

Wenige Tage vor der Abstim­
mung über die Initiative und
dem Ja der Stimmberechtigten
zu mehr zahlbarem Wohnraum
kam die JUSO­Initiative «Für ge­
meinnützige Wohn­ und Gewer­
beräume in der Stadt Luzern»
zustande: Die Initiative verlangt,
dassdieStadtdasStiftungskapital
derGemeinschaftsstiftungzurEr­
haltungundSchaffung vonpreis­
günstigemWohnraum(GSW) um

20Mio. Franken erhöht, verbun­
denmit dem Auftrag, dass sich
diese aktiv für die Erhaltung und
dieErhöhungdesAnteilsanzahl­
barenundqualitativ hochwerti­
gen Wohnungen und Gewerbe­
räumen in der Stadt einsetzt. Die
GSW soll sich demZiel einer so­
ziodemografischdurchmischten
Wohnbevölkerunginsämtlichen
Quartieren der Stadt Luzern ver­
pflichten.

GSW
Die Stadt Luzern errichtete

1984 zusammenmit sieben sozi­
alen Wohn­ und Baugenossen­
schaftenundderLuzernerKanto­
nalbank die Gemeinschaftsstif­
tungzurErhaltungundSchaffung
von preisgünstigem Wohnraum
(GSW). DieGSWhatte gemäss ih­
rem ersten Stiftungsstatut den
Auftrag,Baulandundunbebaute
Grundstücke zu beschaffen und

zu vermitteln, vorab für die im
Stiftungsrat vertretenen Genos­
senschaften.1991wurdeder Stif­
tungszweckderGSWausgedehnt,
damit sie künftig selber Liegen­
schaften erwerben konnte.

Heute verwaltet die GSW
278Wohnungen und kann zirka
0,7ProzentderstädtischenWohn­
bevölkerung günstigen Wohn­
raum zur Verfügung stellen. Mit
ihrem Fachwissen unterstützt
die GSW den Campus Luzern,
indemsie fürdenVereinStuden­
tisches Wohnen insgesamt 69
Zimmer an Studierende vermie­
tet. Im GSW­Fonds stehen aktu­
ell rund2,7Mio.FrankenzurVer­
fügung.

Gegenvorschlag
Stadtrat und Parlament leh­

nen die Initiative «Für gemein­
nützige Wohn­ und Gewerbe­
räume in der Stadt Luzern» ab;

MEhRMITTEL fÜR
pREISGÜNSTIGENwohNRAUM

1

Das Parlament lehnt die Initiative «Für gemeinnützige Wohn- und Gewerbe-
räume» ab. Stattdessen soll der stadträtliche Gegenvorschlag umgesetzt werden.
Die Luzernerinnen und Luzerner entscheiden am 9. Februar 2014 an der Urne.

1 | Die Baselstrasse 91, 93
und 99 sind Eigentum
der Gemeinschaftsstif-
tung zur Erhaltung und
Schaffung von preis-
günstigem Wohnraum
(GSW): Der Fonds
zugunsten der GSW soll
laut Initiative um 20
Mio., laut stadträtlichem
Gegenvorschlag um
4 Mio. Franken erhöht
werden.

1



dieMehrheit des Parlaments un­
terstützt den stadträtlichenGe­
genvorschlag.Diesersiehtvor,die
GSWfinanziell zustärken, indem
der Fonds zugunsten der GSW
ab 2017 bis 2022 um4Mio. Fran­
ken erhöht wird. Diese Mass­
nahme wird der Initiative «Für
gemeinnützige Wohn­ und Ge­
werberäumeinderStadtLuzern»
gegenübergestellt. Die Initiati­
ve verlangt eine Erhöhung des
Stiftungskapitals der GSW um
20Mio. Franken.

DerGegenvorschlagdesStadt­
rates ist eine der insgesamt 21
Massnahmen der sogenannten
«Städtischen Wohnraumpolitik
II». Mit diesem Bericht, den der
Grosse Stadtrat am24.Oktober
2013 zur Kenntnis genommen
hat,zeigtderStadtratunterande­
rem auf, wie der gemeinnützige
Wohnraum innert 25 Jahren auf
16 Prozent erhöht werden soll.
Grundpfeiler der stadträtlichen
Massnahmen sind eine aktive
Liegenschaftspolitik,dieZusam­
menarbeit mit gemeinnützigen
Wohn­undBaugenossenschaften
und die Stärkung derGSW.

Debatte
BeiderDebattezeigtesichein

klaresBild:DieSP/JUSO­ unddie
G/JG­Fraktion sprachen sich für
dieInitiative«Fürgemeinnützige
Wohn­undGewerberäumeinder
StadtLuzern»aus,dieFraktionen
derCVP, FDP, SVP undGLP lehn­
tendie Initiative ab.Diesweil die
Initiative der GSW und ihren an­
gestammtenAufgabennichtent­
gegenkomme und die heutigen
Strukturen der GSW sprenge.
Zudemsetztendie Initiativforde­
rungen die GSW mit den Wohn­
und Baugenossenschaften in
Konkurrenz und trügen finanzi­
ell weder den Möglichkeiten der
GSW noch der Finanzlage der
Stadt Rechnung. Alle Fraktionen
ausserderSVPunterstütztenden
Gegenvorschlag des Stadtrates.

Stimmempfehlung
Grosser Stadtrat undStadtrat

empfehlendenStimmberechtig­
ten,dieInitiative«Fürgemeinnüt­
zige Wohn­ und Gewerberäume
in der Stadt Luzern» abzulehnen
und demGegenvorschlag zuzu­
stimmen.

Stellungnahme des Initiativkomitees:

wird. Sie sind nicht nur für die Bewohner
und Bewohnerinnen ein Vorteil, sondern
nützen der Allgemeinheit.

Stopp der Immobilienspekulation!
Gemeinnützige Wohngenossenschaf-

ten und -stiftungen entziehen Wohnraum
als knappes Gut der Immobilienspekula-
tion und stellen die soziale Durchmi-
schung von Wohngebieten sicher. Damit
wird den Bedürfnissen der Stadtbevölke-
rung Rechnung getragen. Die 20 Mio.
Franken sind also ein Bekenntnis zu einer
nachhaltigen Wohnraumpolitik, die allen
statt einigen wenigen dient.

Gemeinnützige Gewerberäume
Gemeinnützige Gewerberäume sind

Brutstätten für Start-up-Unternehmen
und wirken sich daher positiv auf die Viel-
fältigkeit der Luzerner KMU-Betriebe aus.

Mit einem Ja zur Initiative «Für ge-
meinnützige Wohn- und Gewerberäume»
werden somit auch unternehmerische
Ideen gefördert und KMU-Betriebe län-
gerfristig gestärkt. Damit das Kleinge-
werbe nicht weiter in die Agglomeration
verdrängt wird, muss mehr gemeinnützi-
ger Gewerberaum geschaffen werden.

Positives Beispiel PWG Zürich
Die Stadt Zürich hat im Jahre 1982

als Reaktion auf eine Volksinitiative die
«Stiftung zur Erhaltung von preisgünsti-
gen Wohn- und Gewerberäumen der
Stadt Zürich» (PWG) gegründet. Diese
wurde mit einem Startkapital von 50 Mio.
Franken ausgestattet. Bis heute kaufte
die PWG über 170 Liegenschaften mit
mehr als 1300 Wohnungen und 200
Gewerberäumen im Gesamtwert von
über 450 Mio. Franken. Dieses Beispiel
zeigt, dass Investitionen in gemeinnützi-
ges Wohnen sich längerfristig auszahlen.

Gegenvorschlag greift zu wenig weit
Die Stadt hat das Problem des fehlen-

den Wohnraumes erkannt und stellt
unserer Initiative einen Gegenvorschlag
gegenüber. Dieser verlangt zwar eben-
falls eine Stärkung der GSW, geht jedoch
zu wenig weit und kann lediglich den bis-
herigen Tätigkeitsbereich der GSW sicher-
stellen. Jetzt ist es an der Zeit, ein klares
Zeichen für gemeinnützigen Wohnraum
zu setzen.

Lebens- und Arbeitsraum für alle statt
für wenige – Ja zur Initiative «Für gemein-
nützige Wohn- und Gewerberäume».

Ja zur Initiative «Für gemeinnützige
Wohn- und Gewerberäume»

Die Initiative «Für gemeinnützige
Wohn- und Gewerberäume» fordert, dass
die «Gemeinschaftsstiftung zur Erhaltung
und Schaffung von preisgünstigem
Wohnraum» mit einer einmaligen Einlage
von 20 Mio. Franken gestärkt wird.

Damit wird der Handlungsspielraum
der Stiftung nachhaltig gestärkt, und die
Stiftung kann ihrem Stiftungszweck –
«unter Ausschluss jeder spekulativen Ab-
sicht die Beschaffung und Vermittlung
von preisgünstigen Wohnungen» – besser
gerecht werden. Dies ist dringend nötig,
damit die Stadt den Auftrag der Bevölke-
rung, mehr gemeinnützigen Wohnraum
zur Verfügung zu stellen, auch tatsächlich
umsetzen kann. Durch eine Annahme
kann die GSW bestehende (Altbau-)Woh-
nungen aufkaufen und diese später zu
kostendeckender Vermietung anbieten.

Gemeinnütziger Wohnraum ist knapp
In der Stadt herrscht Knappheit an

günstigem Wohnraum. Mit der Annahme
der Initiative «Für zahlbaren Wohnraum»
wurde die Stadt damit beauftragt, den
Anteil an gemeinnützigem Wohnraum
zu erhöhen. Innert 25 Jahren soll er von
momentan 13,3 auf 16 Prozent gesteigert
werden – dies entspricht rund 2300 zu-
sätzlichen gemeinnützigen Wohnungen.
Die klare Annahme unterstreicht das Un-
behagen gegenüber der Tendenz ständig
steigender Mietzinsen.

Mehr gemeinnützige Wohnungen
Nach einer Analyse der städtischen

Areale bezüglich deren Eignung für den
gemeinnützigen Wohnungsbau zeigte
sich, dass in den nächsten zehn Jahren
rund 1000 gemeinnützige Wohnungen
auf städtischen Liegenschaften realisiert
werden können. Wie die Realisierung
der restlichen 1300 Wohnungen erreicht
werden soll, bleibt fraglich.

Nutzen für die Allgemeinheit
Mehr gemeinnütziger Wohnraum

ist ein Gewinn für die ganze Stadt: Der
Zweck gemeinnütziger Wohngenossen-
schaften ist nicht, durch Vermietung
Gewinne zu erzielen, sondern einer mög-
lichst breiten Bevölkerungsschicht Wohn-
raum zur Verfügung zu stellen. Durch das
System der Vergleichsmieten sorgen sie
dafür, dass in der gesamten Umgebung
die Entwicklung der Mietzinsen gedämpft
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DC. Heute kann die Stadt
ohnerechtsgültigenVoranschlag
nurMittel für die unerlässliche
ordentliche Staatstätigkeit ein­
setzen. Die Einschränkunghat
Nachteile,daszeigtesich2012,als
gegendenVoranschlag dasRefe­
rendumergriffenwordenwar.Die
BeschränkungaufAusgaben,die
fürdieordentlicheStaatstätigkeit
unerlässlichsind, führtezuProb­
lemen insbesondere beim bauli­
chenUnterhalt.

Mehrkosten vermeiden
Der Stadtrat ist der Überzeu­

gung, dass esnicht imSinneines
Referendumskomitees oder der
GegnerinnenundGegner eines
Voranschlags sein kann, dass

durch eine Beschränkung auf
diefürdieordentlicheStaatstätig­
keitunerlässlichenAusgabendie
Wirtschaftlichkeitvernachlässigt
wirdunddies letztlich zuMehr­
kosten führen kann.

Umdieszuvermeiden,willder
Stadtrat den finanziellen Spiel­
raum vergrössern: Analog der
kantonalenGesetzgebungsolldie
Stadt auchohneverbindlich fest­
gesetztenVoranschlagAusgaben
tätigen können, die für die or­
dentliche wie auch für die wirt­
schaftliche Staatstätigkeit uner­
lässlich sind.Mittel sollen also
eingesetztwerden,wenndiesaus
wirtschaftlicherSichtSinnmacht
unddazubeiträgt,Mehrkostenzu
vermeiden.

Analog der Kantonsregelung
Das kantonale Gesetz über

die Steuerung der Finanzen und
Leistungen(FLG)ermächtigtden
Regierungsrat, auch ohne ver­
bindlichen Voranschlag die für
die ordentlicheundwirtschaft­
liche Staatstätigkeit unerlässli­
chenAusgabenzutätigen. Indie­
semRahmensoll auchder Stadt­
rathandelnkönnen: AufAnfrage
derStadthatdasAmtfürGemein­
dendieAuffassungvertreten,dass
der Spielraum ohne verbindli­
chenVoranschlagmaximal ana­
logderkantonalenRegelungaus­
geweitet werden könne. Diese
Kompetenz desStadtratesmüsse
inderGemeindeordnung festge­
schriebenwerden.

AusdiesemGrundschlägtder
Stadtrat vor, die Gemeindeord­
nung in Artikel 70 umLitera e zu
ergänzen. Es geht darum, dass
Ausgaben, die «für die ordentli­
cheundwirtschaftlicheStaatstä­
tigkeit unerlässlich sind», auch
ohneverbindlichenVoranschlag
vomStadtratgetätigtwerdenkön­
nen. Der Begriff derWirtschaft­
lichkeit, der neu in die Gemein­
deordnung aufgenommen wer­
densoll,wirdineinemReglement
präzisiert werden.

Debatte im Grossen Stadtrat
Alle Fraktionen ausser der

SVP (siehe «Darstellung parla­
mentarische Minderheit») be­
fürworteten die Änderung der
Gemeindeordnung. Die Ände­
rung derGemeindeordnung sei
sinnvoll, weil sie dieHandlungs­
fähigkeit der Stadt gewährleiste.
Allerdings betonten auch alle
Fraktionen, dass sie achtsam
überdieAusarbeitungdesRegle­
mentswachenwürden:Dortnäm­
lich werde präzisiert, was unter
«für die wirtschaftliche Staatstä­
tigkeit unerlässliche Ausgaben»
zu verstehen sei. EinBudgetrefe­
rendum müsse auch in Zukunft

MEhR fINANZkoMpETENZEN
fÜR DEN STADTRAT

1

Wenn kein rechtsgültiger Voranschlag vorliegt, soll dies nicht zu Mehrkosten füh-
ren. Der Stadtrat soll in diesem Falle Ausgaben tätigen können, die aus wirtschaft-
licher Sicht Sinn machen. Die Stimmberechtigten entscheiden am 9. Februar 2014.

1 | Mit der Änderung von
Artikel 70 der Gemein-
deordnung soll die
Finanzkompetenz des
Stadtrates für den Fall
des Budgetreferendums
erweitert werden.

1



ein griffiges demokratisches
Druckmittel bleiben. Hingegen
müsstenauchbeieinemReferen­
dum Ausgaben getätigt werden
können, die aus wirtschaftlicher
Sicht sinnvoll seien. Jede einzel­
ne dieser Ausgaben müsste aber
dereinstauf ihreUnerlässlichkeit
hin geprüft und überzeugend
begründet werden.

DenGegnern der Änderung
der Gemeindeordnung, der par­
lamentarischenMinderheit, ent­
gegnet der Stadtrat wie folgt:

Stellungnahme Stadtrat
DerStadtraterachtetdieMög­

lichkeit, für diewirtschaftliche
StaatstätigkeitunerlässlicheAus­
gabentätigenzukönnen,alssinn­
voll, weil er dadurch bei einem
noch nicht verbindlichen Vor­
anschlag mehr Handlungsspiel­
raumerhält.Die gleichenBefug­
nisse stehen auf kantonaler
Ebene demRegierungsratbereits
heute offen.

Die gegenwärtig geltende
Beschränkung auf die ordentli­
che Staatstätigkeit verbietet Aus­
gaben, die auswirtschaftlichen
Gründen angezeigt wären, was
letztlich zu Mehrkosten führen
kann. Der Befürchtung schliess­
lich, der Begriff derWirtschaft­
lichkeit könnte weit ausgelegt
werden,wirddadurchRechnung
getragenwerden,dassderGrosse
Stadtrat diesen unbestimmten
Begriff auf Stufe Reglement prä­
zisierenwird.

Stimmempfehlung
Grosser Stadtrat und Stadt­

ratempfehlendenStimmberech­
tigten,derÄnderungderGemein­
deordnung (Grundlage für un­
erlässliche Ausgaben für die
ordentliche undwirtschaftliche
Staatstätigkeitbeinochnichtver­
bindlichem Voranschlag) zuzu­
stimmen.

Darstellung parlamentarische Minderheit:

hätten getätigt werden können, nannte
der Stadtrat keine. Der Begriff «wirt-
schaftliche Staatstätigkeit» ist sehr
schwammig formuliert. Schon bei der
Abwägung, ob es sich bei einer Ausgabe
um eine «ordentliche Staatstätigkeit»
handelt oder nicht, ist viel Spielraum ge-
geben. Ein Ermessensspielraum, welcher
mit dem Begriff «wirtschaftliche Staats-
tätigkeit» noch weiter ausgeweitet wird.
Zählt zum Beispiel die Führung eines
Quartierbüros zur «ordentlichen Staats-
tätigkeit», oder wird dies als «wirtschaft-
liche Staatstätigkeit» definiert?

Die SVP vertritt die Ansicht, dass
das parlamentarische Recht und sogar
das Volksrecht, ein Budget an den Stadt-
rat zurückzuweisen, nicht durch eine
schwammig formulierte Ausweitung
der Ausgabenkompetenz verwässert wer-
den darf. Mit der vorgeschlagenen An-
passung der Ausgabenkompetenz würde
eine Ablehnung eines Voranschlages
im Grossen Stadtrat oder das Ergreifen
einer Referendumsabstimmung zur
Makulatur, da die Ausgabenkompe-
tenz trotz fehlendem bewilligtem Vor-
anschlag nicht oder nur sehr marginal
eingeschränkt würde.

Stimmen Sie deshalb Nein zur
Erhöhung der Ausgabenkompetenz
in der Gemeindeordnung.

Mit der erfolgreichen Ergreifung
eines Referendums gegen den Voran-
schlag der Stadt Luzern und der dadurch
notwendigen Ansetzung einer Volksab-
stimmung nehmen mindestens 800
Stimmberechtigte ihr Volksrecht wahr,
sich gegen die Steuerfussfestsetzung
oder Ausgabenpolitik des Stadtrates zur
Wehr zu setzen. Aber auch der Grosse
Stadtrat hat die Kompetenz, einen
unausgereiften Voranschlag an den
Stadtrat zurückzuweisen oder abzuleh-
nen. Es ist somit ein politisches Grund-
recht der Stadt Luzern, dass das Parla-
ment oder die Bevölkerung mit einem
Referendum die Einsetzung eines
genehmigten Voranschlages auf
den 1. Januar eines Jahres ablehnen
kann.

Die SVP ist sich auch bewusst, dass
es nicht möglich und sinnvoll ist, ohne
genehmigtes Budget am 1. Januar
quasi die gesamte «Staats- und Verwal-
tungstätigkeit» einzustellen. So war es
auch beim Referendum im Jahr 2012
der Stadt weiterhin möglich, Ausgaben
für die ordentliche Staatstätigkeit zu
tätigen. Der Stadtrat möchte nun mit
der Anpassung in der Gemeindeord-
nung die Ausgabenermächtigung beim
Fehlen eines genehmigten Voranschla-
ges auch auf «Ausgaben für die wirt-
schaftliche Staatstätigkeit» ausweiten.
Konkret begründet der Stadtrat diese
Anpassung damit, dass «dem Stadtrat
auch bei einem noch nicht verbind-
lichen Voranschlag mehr Handlungs-
spielraum gegeben wird, als dies heute
der Fall ist».

Die SVP-Fraktion musste anlässlich
der Kommissions- und der Parlamentsbe-
ratung jedoch feststellen, dass der Stadt-
rat nicht begründen konnte, weshalb
seine Ausgabenkompetenz ohne geneh-
migten Voranschlag massiv ausgeweitet
werden soll. Konkrete Beispiele, welche
Ausgaben beim letzten Budgetreferen-
dum mit der neuen Regelung zusätzlich
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DC. Seit dem Jahr 2000 ver­
fügendie Stimmberechtigten in
der Stadt Luzern über die Volks­
motion. Das Volksrecht wurde
zusammen mit dem Vorstoss­
recht für das Kinder­ und das
Jugendparlament bei der Total­
revision der Gemeindeordnung
eingeführt. DurchÜberweisung
einesparlamentarischenVorstos­
ses der G/ JG­Fraktion wurde der
Stadtratbeauftragt,dasMotions­
rechtauchaufPersonenmiteiner
Niederlassungsbewilligung (C­
Ausweis) auszudehnen.

Mitwirkungsrecht
Der Stadtrat will diesen Auf­

trag erfüllen, indemer die Volks­
motion in einenBevölkerungs­
antrag umwandelt. Der Bevölke­
rungsantrag würde imGrossen
Stadtratgleichbehandeltwerden
wieeineMotionodereinPostulat
eines Parlamentsmitglieds.

Durchdie ZuordnungdesBe­
völkerungsantrags indieZustän­
digkeit des Parlaments gerät die
Stadt nicht mit dem kantonalen
Stimmrechtsgesetz in Konflikt.

DerBevölkerungsantrag istnäm­
lichkeinVolksrecht.Erstellteine
Erweiterung der Mitwirkungs­
rechte imParlamentsbetriebdar:
Der Bevölkerungsantrag kann
nichtnurvonstimmberechtigten,
sondernauch vonniedergelasse­
nenmündigenPersonen initiiert
und unterzeichnet werden.

Mehr Unterschriften
Der Stadtrat war der Ansicht,

dass analog der Volksmotion100
Unterschriften für einen Be­
völkerungsantrag erforderlich
sein sollten. Die vorberatende
Geschäftsprüfungskommission
sprach sich allerdings für eine
Erhöhungauf200Unterschriften
aus. Dies weil sich neu auch alle
niedergelassenenmündigenPer­
sonenfüreinenBevölkerungsan­
tragengagierenkönntenundsich
somit die Zahl der unterschrifts­
berechtigtenMenschen erhöhe.

Debatte im Grossen Stadtrat
DieParlamentsmehrheit un­

terstützte die Änderung der Ge­
meindeordnungund somit die

Erweiterung der Mitwirkungs­
rechte. Auch der Erhöhung der
Unterschriftenzahl von100 auf
auf200stimmtedieMehrheitdes
Grossen Stadtrates zu.

Es wurde begrüsst, dass sich
Menschen, die die Stadt Luzern
zu ihrer neuen Heimat gemacht
hätten, sich auch in und für die­
ses Gemeinwesen engagieren
könnten.

MitdemBevölkerungsantrag
würde die Veränderung der ge­
sellschaftlichen Realität aner­
kannt:Menschenausverschiede­
nenLändernkämennachLuzern
und integrierten sich hier. Es
gehe nicht darum, Ausländerin­
nen und Ausländern das Stimm­
recht, sondern die Möglichkeit
zum Mitdenken und Mitwirken
zu geben.Der Bevölkerungsan­
trag stehederweltoffenenStadt
Luzern gut an, weil soMenschen
einbezogen und nicht ausge­
grenzt würden.

DieFDP­unddieSVP­Fraktion
sprachen sich gegen die vorge­
schlageneÄnderungderGemein­
deordnung aus (siehe «Darstel­

MITDENkEN UND
SIch ENGAGIEREN

1

Unterschreiben 200 Personen einen Bevölkerungsantrag, muss sich das Parlament
mit ihrem Anliegen auseinandersetzen. Ob auch niedergelassene mündige
Personen unterschreiben dürfen, darüber stimmt Luzern am 9. Februar 2014 ab.

1 | Durch die Ergänzung
von Artikel 29 der Ge-
meindeordnung sollen
auch niedergelassene
mündige Personen ihre
Anliegen dem Parlament
unterbreiten können.
Ein sogenannter Be-
völkerungsantrag wird
vom Grossen Stadtrat
wie eine Motion oder
ein Postulat eines
Parlamentsmitglieds
behandelt werden.

1



lungparlamentarischeMinder­
heit»). Den Argumenten dieser
parlamentarischen Minderheit
entgegnet der Stadtrat wie folgt:

Stellungnahme Stadtrat
Der Stadtrat hat vom Parla­

ment den Auftrag erhalten, die
Volksmotion auch Personen mit
C­Ausweiszugänglichzumachen.
Um nicht in Konflikt mit dem
übergeordnetenRechtzugeraten,
wurde eine neue Regelung not­
wendig:diesweildieVolksmotion
ein Volksrecht ist und nur von
Stimmberechtigtenergriffenwer­
denkann.DerBevölkerungsan­
trag hingegen ist als reines Mit­
wirkungsrecht imParlamentsbe­
trieb ausgestaltet; er steht auch
niedergelassenenmündigenPer­
sonen zur Verfügung.

Umeinen allfälligen Abbau
der Mitwirkungsrechte der Be­
völkerung zu verhindern, bleibt
allerdings das bisherige Volks­
motionsrecht bestehen, bis der
GrosseStadtratdasBevölkerungs­
antragsrecht einräumt, und es
lebtwiederauf, solltederBevölke­
rungsantragaufgehobenwerden.

ImZugedieserNeugestaltung
wird auch das heute vorhandene
Instrument erweitert bzw. dieBe­
handlung vereinfacht. Ein Bevöl­
kerungsantrag soll neu auch in
der Form eines Postulats einge­
reichtbzw.bei fehlenderMotions­
fähigkeit als solches behandelt
werdenkönnen.MitdieserVerein­
fachungwirdverhindert,dassAn­
träge der Bevölkerung ans Parla­
ment aus formalen Gründen für
ungültig erklärt werdenmüssen.

Stimmempfehlung
Grosser Stadtrat und Stadt­

ratempfehlendenStimmberech­
tigten,derÄnderungderGemein­
deordnung (Erweiterung der
Mitwirkungsrechte im Parla­
mentsbetriebdurchdenBevöl­
kerungsantrag) zuzustimmen.

Darstellung parlamentarische Minderheit:

so stark unter den Nägeln brennt, lassen
sich Parlamentarier finden, die ein Ge-
hör dafür haben. Und wenn nicht, dann
wäre die Motion im Parlament sowieso
chancenlos.

Integration gelingt im nahen Umfeld
Die erfolgreiche Integration verläuft

im nahen Umfeld – im Quartier, in der
Schule und in Vereinen oder auch am
Arbeitsplatz. Die politischen Rechte
haben keinen direkten Einfluss auf eine
gute Integration. Sie stehen am Ende
des Integrationsprozesses und nicht am
Anfang.

Das Schweizer Bürgerrecht als
Zugang zur politischen Mitsprache
Das Schweizer Bürgerrecht und die

damit verbundenen politischen Rechte
haben einen hohen Wert. Politisch
interessierte Ausländerinnen und Aus-
länder sollen sich voll integrieren – sprich
das Bürgerrecht erwerben und somit
alle Rechte und Pflichten unseres Landes
übernehmen.

Aus diesen Gründen lehnen die
Fraktionen der FDP und SVP die Idee,
die Bürgerrechte auf Ausländerinnen
und Ausländer auszuweiten, einstimmig
ab und empfehlen daher, die Änderung
der Gemeindeordnung abzulehnen.

Nein zur Aufweichung des
Bürgerrechts
Die Fraktionen der FDP und SVP

empfehlen aus folgenden Gründen,
die Anpassung der Gemeindeordnung
und die Ausweitung der Mitwirkungs-
rechte von Personen mit C-Ausweisen
abzulehnen:

Volksentscheid gilt es zu
respektieren
Die kantonale Volksinitiative

«Mit(be-)stimmen!» wollte mit einer
Verfassungsänderung den Gemeinden
die Möglichkeit geben, den niedergelas-
senen Ausländerinnen und Ausländern
das Stimmrecht in Gemeindeangelegen-
heiten zu verleihen. Diese Volksinitia-
tive wurde in der Volksabstimmung
vom 27. November 2011 von den Stimm-
berechtigten des Kantons Luzern mit
84 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt.
Auch in der Stadt Luzern wurde die
Initiative mit 67 Prozent Nein-Stimmen
deutlich abgelehnt.

Das Nein der Luzerner Bevölkerung
gilt es zu respektieren. Wir sagen Nein
zu einer Zwängerei und somit auch
Nein zum Motionsrecht für Ausländer.
Zudem muss befürchtet werden, dass
bei einem Ja rasch weitergehende For-
derungen gestellt werden.

Petitionsrecht ist vorhanden
Ausländerinnen und Ausländer

haben bereits heute mit dem Petitions-
recht eine ausreichende Mitwirkungs-
möglichkeit.

Nähe zu Politikern ist gegeben
Das Motionsrecht auf kantonaler

Stufe wurde ebenfalls abgelehnt. Es
wurde argumentiert, dass die Bevölke-
rung genügend Kontakte zu den Mit-
gliedern des Parlaments habe, um so
ihre Anliegen einbringen zu können.
Diese Begründung trifft auch für einen
Motionswunsch von Ausländerinnen
und Ausländern in der Stadt Luzern zu.
Falls ihnen ein berechtigtes Anliegen
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1 | Hat auf den ersten
Blick nichts gemein mit
der gängigen Postkar-
tenidylle Luzerns: das
Rösslimattquartier.

2 | Anna Schumacher ver-
folgt seit Jahrzehnten,
wie sich ihr Quartier
verändert. Wo einst
Dampflokomotiven
rangierten, soll künftig
in der neuen Arbeits-
zone auch gewohnt
und gefeiert werden.

3 | An den Rändern der
Rösslimatt haben sich
verschiedene Bildungs-
institutionen etabliert:
die Hochschule für
Soziale Arbeit bei der
Werft (blaues Gebäude),
die Universität mit der
Pädagogischen Hoch-
schule im ehemaligen
Postbetriebsgebäude
und die Hochschule für
Wirtschaft im Bahnhof-
Westtrakt.

Bahngleise, Firmen, Güter­
schuppen, Umladeplätze, Uni­
versität, SBB­Betriebsgebäude,
Hochschulen, Hotel Radisson,
moderneWohnblöcke, extensiv
genutzteÜbergangszonen: Auf
dem Balkon von Anna Schuma­
cher, die seit bald 60 Jahren im
gleichen Haus wohnt, geht der
Blick über einenStadtraum,der
aufAnhiebnicht vielmitdergän­
gigenPostkartenidylleLuzernszu
tunhat.Unddochschlägthierder
Puls einer Stadt, die nicht stehen
bleibenwill.

«Ach, es ist hier immer etwas
laut gewesen, ich habe mich da­
rangewöhnt», lächeltAnnaSchu­
macher. Im Gegenteil: Heutzu­
tage sei der ganze Bahnbetrieb
manchmal so ruhig, dass sie sich
auchschongefragthabe,obetwas
nichtstimme.Die96­jährigeFrau
lebt seit 1958 im Haus an der
Güterstrasse 7. Sie hat noch ein
Quartiererlebt,wieesschonlängst
Geschichte ist. «Auf den Indus­
triegleisen vor unserem Haus
wurde langeZeitmitDampfloko­
motiven rangiert.Da sindwir im­
mer gesprungen und haben die
Fenster geschlossen, um uns vor

Lärm und Russ zu schützen.»
Damals war die Rösslimatt ein
Eldorado für Handwerker und
Kleinbetriebe,diesichhinterden
SBB­Gleisen bis zur heutigen
SchüürundandieWerkhofstrasse
ausdehnten. Da gab es Schrei­
nereien, Garagen, Heizöl­ und
Kohlehandelsbetriebe,Transpor­
teure, Altpapier­ und Pferdehan­
del, Schrebergärten, ein grosses
Boilergeschäft, eine Spenglerei,
einen Steinmetz, ein Käsege­
schäft. «In den 1960er­Jahren ha­
ben wirmal gegen 40 verschie­
dene Betriebe auf diesem Areal
gezählt. Die paar Gebäude und

Hütten, die heute noch stehen,
sind nurmehr ein Überbleibsel»,
sagt Anna Schumacher. Angetan
hatte es ihr auch das Restaurant
Warteck mit dem wunderbaren
GartenunddenBäumen,vornean
der Ecke. «Eswäre sensationell,
wenn es noch existierenwürde.»

Dampf und Pferdestärke
Zu den grösseren Unterneh­

men zählten damals die Firma
Pistor, die 1983 ihren Sitz nach
Rothenburg verlegte, die Trans­
portusAGmiteinerriesigenHalle
oder der Gemüse­ und Obsthan­
del der Gebrüder Roelli AG, der
heute noch am gleichen Ort
betrieben wird. Auch die SGV–
im Zeitalter der Dampfschiffe
noch DGV genannt –hatte ihre
Büros an der Güterstrasse. Der
Güterverkehr der SBB war hoch
im Gang. Tag und Nacht wurde
ein­undausgeladen,rangiertund
transportiert. Anna Schumacher
erinnertsich,wiedieFirmaGmür
noch mit zweispännigen Pferde­
fuhrwerken ihre Güter transpor­
tierte. «Einmal, eswarwährend
der Määs, sind die Pferde durch­
gebrannt. Das war eine Aufre­
gung.AbermeinMannkonntesie
glücklicherweise aufhalten.»

Das Gebiet Rösslimatt ist ein
Areal, wie es typisch ist für eine
Stadt im Umbruch. Hier wird
Luzern in den nächsten10 bis 20

2

EIN NEUES QUARTIER
MITTEN IN DER STADT
Die Rösslimatt war einst ein Eldorado für Handwerker und Kleinbetriebe.
Jetzt soll das Gebiet zwischen Bahnhof und Werkhofstrasse zu einem modernen
städtischen Raum mit hochwertigen Nutzungen weiterentwickelt werden.

1



Jahren einen grossen Schub
Modernisierungerleben.Mit der
Universität Luzern und der Pä­
dagogischenHochschuleLuzern
imehemaligenPostbetriebsge­
bäude, der Hochschule für Wirt­
schaft imBahnhof­Westtraktund
derHochschulefürSozialeArbeit
an derWerftstrasse haben sich
gleich vier grosse Bildungsin­
stitutionen an denRändern der
Rösslimatt niedergelassen. Mit
ihrer Personendichte bringen
dieseSchulenLebeninsQuartier.

Keineswegs ein Abstellgleis
ImengerenGebietderRössli­

matt ist im Zuge der wirtschaftli­
chenDynamik die betriebliche
Geschäftigkeit und Vielfalt, wie
sie Anna Schumacher während
Jahrzehnten erlebte, deutlich ge­
ringergeworden.DasQuartier ist
deswegen nicht aufs Abstellgleis
gerückt. Der Veränderungspro­
zess ist schon länger eingeleitet.
Mit demHotel Radisson und der
Citybay­ÜberbauunghatderAuf­
bruch hinter den Gleisen auch
ästhetisch­architektonisch eine
klareNote gesetzt. IndieserEcke
desQuartiers ist Luzernsourban
gewordenwie kaum sonstwo.

Die grosse Veränderung wird
indennächsten20Jahrenvonder
SBB als Grundeigentümerin zu­
sammen mit der Stadt Luzern
eingeleitet. Längerfristig soll auf
einem fünf Hektaren grossen
Areal der Kern der Rösslimatt
überbaut werden. In einem ers­
ten Schritt entsteht ein hochwer­

tiger Bürokomplex mit 20’000
QuadratmeternDienstleistungs­
fläche entlangdenGleisen.Die
heutigenGüterschuppenwerden
verschwinden, derBaubeginn ist
Mitte 2016 geplant. In späteren
Etappen sollen weitere Nutzun­
gen dazukommenwieWohnen,
Gastronomie,Geschäfte, Kultur
und Freizeit.

Für die SBB, die auch in an­
dernStädtenihreBahnhofumge­
bungen neu belebt, gehört das
ArealRösslimatt «zudenwichtigs­
ten städtischenEntwicklungsge­
bieten der nächsten Jahre» (Jürg
Stöckli, Leiter SBB Immobilien).
Ebensowichtig istdieserEntwick­
lungsschwerpunkt für die Stadt
Luzern. «Wirkönnenerstmalsan
zentralerLagedirektamBahnhof
grosseund zusammenhängende
Büroflächenanbietenunddamit
neueFirmennachLuzernholen»,
sagt Stadtarchitekt Jürg Reh­
steiner.EineeinzigartigeChance
für Luzern, ein Projekt, das so an
keinem anderen Ort in der Stadt
verwirklicht werden könnte.

Lebhafter Stadtteil
Zum andern freut sich Reh­

steiner, dass die SBB auf diesem
Areal im Einklang mit der Stadt
mittelfristig eine gemischteNut­
zung favorisiert. «Es wäre nicht
ideal, wenn dort eine reine Büro­
wüste entstehen würde. Erst mit
einer guten Mischung aus ver­
schiedenenNutzungenkannsich
ein lebendiger Stadtteil entwi­
ckeln.» Diese Intention unter­

streicht auch SBB­Medienspre­
cher Reto Schärli: «Wir möchten
eineguteMischungvonverschie­
denenNutzungenerreichen.Wie
wirdas inLuzerngenaumachen,
ist noch offen. In der Zürcher
Europaallee schaffenwir einen
Mietermix, indem wir einige La­
denlokale Handwerkern und
KleinbetriebenausdemQuartier
anbieten. Diese bezahlen eine
günstigere Miete, als dies mit
Marktpreisenmöglichwäre.»

Ein Haus bleibt
Bei aller Veränderung, etwas

bleibt bestehen:DasHausander
Güterstrasse 7 soll nicht abge­
rissen, sondern indieneueÜber­
bauung integriert werden. «Ich
konnte es zuerst gar nicht glau­
ben», freut sich Anna Schuma­
cher, diemit ihrer Familie in die­
sem Haus fast ihr ganzes Leben
verbracht hat. «Ichhabenur gute
Erinnerungen. Man hat gearbei­
tet von früh bis spät.» Sie und
ihr Mann waren das Abwartpaar
für die Firma Pistor. «Jeden Tag
haben wir 23 Büros geputzt.
Manchmal haben auch unsere
Kinder nochmitgeholfen.»

Sie erinnert sich an dieWa­
genladungen mit Mandeln, Ha­
selnüssen oder Kokos, die für
Pistor angeliefert, dort sortiert,
verpacktundanBäckereieninder
Schweiz ausgeliefertwurden.Bei
derFirmaRoellihabemanjeweils
mitangepackt,Erdbeerenauszu­
laden. «Man hat einander gehol­
fen,dasgingHandinHand.»Zwei
grosseBrändehatAnnaSchuma­
cher im Quartier erlebt. «Einmal
brannte es bei der Firma Roelli,
daswarfurchtbar.Beiderbenach­
barten Pistor ist beinahe die
ganzeSchokoladegeschmolzen.»

Das alles ist lange her. Wie
geht Anna Schumacher mit der
erneutenVerwandlungdesQuar­
tiers um? Sie nimmt es gelassen.
«Es wird wohl sein müssen, dass
es dieseÜberbauungbraucht. Es
muss wieder ein Leben geben.»
Sie lächelt. «Hoffentlich haben
danndieLeuteebensoSpassund
Freude, hier leben und arbeiten
zukönnen,wiewirdas immerge­
habt haben.»

Pirmin Bossart
Freier Journalist

Städtebauliche Studie
Für die gestalterische
Konzeption des Areals
wurde ein Wettbewerb
mit geladenen Architek-
turteams durchgeführt.
Den ersten Preis erzielte
die städtebauliche Stu-
die des Berner Architek-
ten Rolf Mühlethaler.
«Das Projekt macht klare
Aussagen über das Ver-
hältnis von Dichte und
Freiraum», sagt Stadtar-
chitekt Jürg Rehsteiner.
Berücksichtigt ist auch
eine potenzielle Süd-
Spange. Falls dereinst
auf den Südzubringer
verzichtet wird, würde
im Herzen der Rösslimatt
ein schmaler und ele-
ganter Freiraum entste-
hen, der laut Rehsteiner
«gut bespielt» werden
könnte.

Merkpunkt
Die Überbauung besteht
aus schlichten und quad-
ratischen Blöcken. «Sie
haben eine gute Robust-
heit, die sich selbstver-
ständlich ins Stadtbild
einfügen und vor allem
je nach Entwicklung sehr
flexibel genutzt werden
können», kommentiert
der Stadtarchitekt. Einen
besonderen Akzent
setzt ein einzelnes höhe-
res Gebäude im zentra-
len Teil der Überbauung:
Der Baukörper sorgt
für ein urbanes Gepräge
und könnte mit seinen
rund 40 Metern Höhe
einen guten Merkpunkt
für das Quartier bilden.
Laut Jury überzeugt das
Konzept von Mühletha-
ler nicht zuletzt durch
seine «simple, in Etap-
pen realisierbare Umset-
zung».

Arbeitszone
Das Entwickeln eines
Bebauungs- oder Gestal-
tungsplans und eine
etappierte Realisierung
wurde in der neuen Bau-
und Zonenordnung
der Stadt Luzern für die
neue «Arbeitszone»
in der Rösslimatt vor-
geschrieben.
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praktizieren Lehrpersonen ge­
sundheitsförderndeUnterrichts­
formen, indemsie beispielswei­
se auf die Ausgewogenheit von
sitzenden und stehenden Tätig­
keiten achten, Lernsequenzen
mit spielerischen Tätigkeiten er­
gänzen und in Pausen die sozia­
len Kontakte pflegen. In diesem
Schuljahrwurde das Projekt Pur­
zelbaumgestartet,andem18Kin­
dergärten und Basisstufen im
Kanton Luzernmitmachen. Für
die Kinder ist es amAnfang ihrer
Schullaufbahn nicht einfach, ru­
hig zu sitzen. Das Projekt ermög­
lichtesdenKindern,auchimKin­
dergartendennatürlichenBewe­
gungsdrang auszuleben.

Die Räumewerden so einge­
richtet, dass regelmässige Bewe­

DG.DieFörderungdergesun­
denEntwicklung der Kinder und
JugendlichengehörtzumGrund­
auftrag der Schule. Um diesen
Auftrag zu erfüllen, sorgen die
Lehrpersonendafür,dasssichdie
Lernenden viel bewegenundge­
sund ernähren. Damit schlechte
Ernährungsgewohnheiten gar
nicht erst aufkommen, wird im
Unterrichtund inProjektenüber
gesundeLebensmittelundderen
Zubereitung informiert.

Purzelbaum
ZurVorbeugung setzenSchu­

len während des ganzen Jahres
auf die Förderung und Pflege ei­
nes gesunden Lebensstils, unter
anderem zur Stärkung des Im­
munsystems. ImKlassenzimmer
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GESUNDE kINDER
LERNEN bESSER
Die Volksschule sorgt mit zahlreichen Projekten dafür, dass die Schulkinder eine
gesunde Lebensweise entwickeln und pflegen.

1 | Pausenkiosk im
Schulhaus Mariahilf:
Sekundarschülerinnen
und Sekundarschüler
verkaufen während der
10-Uhr-Pause gesunde
Snacks zu fairen Preisen.

2 | Im Neubau werden die
Betreuung sowie die
beiden Kindergärten
des Schulhauses Felsberg
untergebracht.

1

gunggefördertwird.Zudemwird
eine ausgewogene Zwischenver­
pflegung angeboten und die Zu­
sammenarbeitmitdenElternge­
fördert.SieerhaltenzumBeispiel
Tipps,wiesie ihreKinderzumehr
Bewegung im Alltag animieren
können.

Pausenkiosk
Einbewährtes Schulprojekt

ist der Pausenkiosk. Sekundar­
schulen bieten in den Pausen im
selber geführten Kiosk gesunde
Snacksan.ZurAuswahlstehenfri­
sche,saisonaleFrüchte,Gemüse­
brötli,ReiswaffelnundBrainfood
wie Nüsse, Rosinen und Dörr­
früchte. Der Pausenkiosk wird
klassenweisebetrieben.DieSchü­
lerinnen und Schüler kaufen die
Lebensmittel ein, bereiten sie zu
und verkaufen sie zu fairen Prei­
sen den Mitschülerinnen und
Mitschülern.

Bewegte Schule
Ein weiteres Projekt ist die

Bewegte Schule.Die Lehrperso­
nenerhalteneineSammlungvon
Entspannungs­,Konzentrations­
undGeschicklichkeitsübungen
in Form eines Kartensets. Die
Übungenkönnenjeweils für3bis
10MinutenohnegrosseVorberei­
tung in denUnterricht aller Fä­
cher eingebaut werden.

Angebote der Volksschule
Einen wichtigen Beitrag für

die gesunde Entwicklung leisten
die schuleigenen Dienste Schul­
psychologie, Logopädie, Psycho­
motorik und Schulsozialarbeit.
Ihre Dienste können Eltern, Ler­
nende und Mitarbeitende der
Schule in Anspruch nehmen.
Sie unterstützen die Kinder und
PersonenihresUmfeldes imUm­
gang mit problematischen Ent­
wicklungenundversuchen,diese
zumindern. Sie wirken zudem
präventiv, damit Entwicklungen
positiv verlaufen.
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MoDERNE RäUME fÜR
65-JähRIGES SchULhAUS
Die Schulanlage Felsberg wird von Anfang 2014 bis Ende 2015
saniert und erweitert.

UD. Im März 2013 haben die
Luzerner Stimmberechtigten ei­
nen Kredit von knapp 19 Mio.
FrankenfürdieSanierungundEr­
weiterungder Schulanlage Fels­
berg bewilligt. Damit kann die
65­jährige Schulanlage, dieEnde
Oktober 2013 in das kantonale
Denkmalverzeichnis aufgenom­
menwordenist, aufeinenzeitge­
mässen, denmodernenLernme­
thoden angepassten Stand ge­
brachtwerden.SoistzumBeispiel
vorgesehen, indendreiPavillons
Gruppenräume einzurichten.

Mammutbäume schützen
Die Schulanlage wird in ihrer

Struktur erhalten und restaura­
torisch saniert. Für die Betreu­
ung sowie für die beidenKinder­
gärtenwird einNeubau erstellt.
Bereits imDezember 2013wurde
mit denVorbereitungsarbeiten
begonnen.ZurzeitwerdenderIn­
stallationsplatz eingerichtet und
Massnahmen zum Schutz der
Mammutbäumeumgesetzt. Im
Februar 2014wird als Erstes das
HausanderFelsbergstrasse18ab­

gerissen, das seit 2011 leer steht
und in dessen Anbau einer der
beiden Kindergärten unterge­
bracht ist.

Grosse Zügelaktion
DanachwirdmitdemNeubau

begonnen, da dieser später als
provisorischer Schulraum ge­
nutztwird.Die fünftenundsechs­
ten Klassen müssen ab Sommer
2014 in eines der benachbarten
Schulhäuser Utenberg oder Mai­

2

Ferienbetreuung
Die nächste Ferien-
betreuung findet wäh-
rend der Fasnachts-
ferien vom 24. Februar
bis 7. März 2014 in den
Schulhäusern Wartegg
und Littau Dorf statt.
Die von der Volksschule
Luzern organisierte Feri-
enbetreuung bietet ein
spannendes und unter-
haltsames Ganztages-
programm. Anmelde-
schluss ist der 28. Januar
2014. Anmeldeformu-
lare für die Ferienbe-
treuung und auch für
die Betreuung während
der Schulwochen kön-
nen beim Rektorat der
Volksschule Luzern oder
an einem Betreuungs-
standort bezogen oder
auf der Internetseite
www.volksschule.stadt
luzern.ch heruntergela-
den werden.

Kurszentrum für
Dentalassistentinnen
Die Räumlichkeiten an
der Industriestrasse 6,
in denen sich die Kinder-
und Jugendzahnklinik
der Stadt Luzern bis zum
31. Juli 2013 befunden
hat, werden seit Dezem-
ber 2013 an den Verein
Überbetriebliches Kurs-
zentrum Zentralschweiz
für Dentalassistentinnen
und Dentalassistenten
vermietet.

hof umziehen, da der erste Pavil­
lon saniert wird.

ImMärz 2015 dürfte die erste
Bauetappe abgeschlossen sein.
DanachgibteseinegrosseZügel­
aktion, damit auch die anderen
beidenPavillonsundderSingsaal
saniertwerdenkönnen.DieTurn­
halle wird während des Schul­
jahrs 2014 /2015 saniert. Läuft
alles nach Plan, können die Bau­
arbeiten imDezember 2015 ab­
geschlossen werden.

Schulergänzende
Betreuung

Im Herbst 2012 haben Stadt-
rat und Parlament entschieden,
das familienergänzende Betreu-
ungsangebot der Volksschule in
Etappen auszubauen. Seit Schul-
jahresbeginn 2013/2014 werden
in der Stadt Luzern 941 von den
4306 Kindergarten- und Primar-
schulkindern während der Schul-
wochen ergänzend betreut. Das
sind 200 Kinder mehr als vor
einem Jahr.

Bereits seit Spätherbst 2012
werden in den Schulen Ruopi-
gen, Grenzhof /Rönnimoos und
St. Karli täglich 30 Kinder mehr
betreut. In Littau Dorf sind die
Kinder nach Umbauarbeiten im
Frühling 2013 in die Räume des
ehemaligen Restaurants Matt
eingezogen. Auch im Schulhaus
Wartegg konnte das Angebot
erweitert werden. In der ehe-
maligen Schulmaterialzentrale
im Schulhaus Säli entstand das
Betreuungsangebot Säli 2, das
täglich von 20 bis 30 Kindern

genutzt wird. Im Schulhaus
Mariahilf wird die ehemalige
Begabtenwerkstatt an der
Museggstrasse 19 für die Betreu-
ung bereitgestellt. Die Kinder
werden bis Anfang 2014 in
einem Provisorium in einem
Klassenzimmer betreut. Über
der Turnhalle der Schule Fluh-
mühle entsteht zurzeit das Be-
treuungsangebot für die Kinder
der Kindergärten und Primar-
schule Fluhmühle. Sie können
die neuen Räume Mitte März
2014 beziehen.

http://www.volksschule.stadtluzern.ch
http://www.volksschule.stadtluzern.ch
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«UNSER cREDowAR:
wIR GEGEN DIE STADT!»
Er hat den Stadtoberen schon als Dreikäsehoch die Meinung gesagt. Und durfte
Hillary Clinton die Hand schütteln. Heute ist Mathis Pfäffli dreissig – und denkt
amüsiert an seine Zeit als erster Präsident des Luzerner Kinderparlaments zurück.

1 | Mathis Pfäffli, erster
Präsident des Kinder-
parlaments, kommt
immer wieder gerne ins
«gemütliche» Luzern.
Er wohnt und arbeitet
heute als freischaffen-
der Grafikdesigner in
Zürich.

1

Ich habemich ständig gefragt,
wer imSaalwohlalleseinePistole
trägt.»Während14Tagenwarder
jungeMann auf diesen grossen
Momentvorbereitetworden.Und
so spulte er das Programm ge­
konnt ab. Ohne Pannen. «Ich
glaube, Hillary Clinton war in je­
nemMomentangesichtsderUm­
stände weit nervöser als ich»,
lachtMathis Pfäffli.

Die Affäre Lewinsky
In seiner Funktion als Rats­

präsidentwaresdemaufgeweck­
ten Sekundarschüler an diesem

Obwohl ihr eigentlich über­
haupt nicht danach war, trat
HillaryClintonam31. Januar1998
im Luzerner Rathaus mit einem
strahlenden Lächeln vor die Ka­
meraleute und Fotografen. An
ihrer Seite ein Heer von Body­
guards, unzählige Assistenten –
und ein hochaufgeschossener
15­Jähriger aus dem Wey­Quar­
tier:Mathis Pfäffli. «Eswarwie in
einemHollywood­Film»,erinnert
sich der heute 30­Jährige. «Über­
all Leibwächter im XXL­Format,
überallwachsameAugen,überall
Knöpfe und Kabel in den Ohren.

Samstagnachmittag vergönnt,
Amerikas First Lady in die Ge­
pflogenheitendes LuzernerKin­
derparlamentseinzuführen,wäh­
renddem Ehemann Bill ennet
dem grossen Teich zur gleichen
Zeit gerade Blut schwitzte, weil
seineAffäremit der Praktikantin
Monica Lewinsky publik gewor­
den war und er sich angesichts
deren seines Amtes nicht mehr
sicher sein konnte. «Natürlich
wusstenwir alle davon, daswar
ja schliesslich das Thema Num­
mer1indenZeitungen»,schmun­
zelt Pfäffli. «Abermanhatte uns



im Vorfeld des Treffens immer
und immer wieder eingebläut:
KEINEFRAGENZURAFFÄRELE­
WINSKY AN FRAU CLINTON!!!»
Also hielten sich der Ratspräsi­
dent wie auch das Parlament
bravandieOrdervonoben.«Auch
wennesmancheinenvonunsfast
zerriss vor Gwunder, wie diese
prominente Fraumit demFehl­
tritt ihresmächtigenGattenum­
gehenwürde.»

Mechanismen der Politik
MachtundMachen,Taktund

Taktik: Immerwiederwarenund
sinddiesePunkteThemaimKin­
derparlament der Stadt Luzern,
das imNovember1993 durch die
Einberufung einer «Kinderkon­
ferenz» initiiert worden ist. Das
Wort wird nach wie vor strikte
durch Zuwerfen eines Plüschaf­
fenerteilt. «BeimBesuchvonFrau
Clintonwar dasnicht anders: Sie
durfte reden,wenn sie den Affen
hatte»,erzähltMathisPfäffli, «und
deshalb wurde das Tier von den
Sicherheitsleutenganzgenauun­
ter die Lupe genommen – hätt ja
werweisswas drin sein können!»

AnseineZeit imKinderparla­
mentdenktderSohneinerPhilo­
sophinundeinesKünstlersgerne
zurück. «Obwohl wir ja alle erst
umdie14Jahrealtwaren,machte
sich unter uns so etwas wie eine
revolutionäre Stimmung breit»,
schmunzelt Pfäffli, «plötzlich
konntenwirKinderunsdirektbei
den zuständigen Stellen Gehör
verschaffen und den Beamten
und Politikern unsere Meinung
sagen.» Er stockt und senkt seine
Stimme.«Ichweissnicht,obman
das an dieser Stelle sagen darf,
unser Credo lautete nämlich fast
immer: wir gegen die Stadt!»
Damals hätten im Kinderparla­
ment Kinder gesessen, in deren
Elternhaus eher links politisiert
wurde. Beispielsweise war David
Roth, heute Präsident der JUSO

SchweizundVizepräsidentderSP
Schweiz,einervonPfäfflisKinder­
parlamentskollegen. Aber auch
MaurusZeier,PräsidentderJung­
freisinnigen Schweiz, hat seine
SporenimLuzernerKinderparla­
ment abverdient.

Vom Pfader zum Präsidenten
Wie genau er zu seinemAmt

gekommen ist, das weiss Mathis
Pfäffli heute nicht mehr. «Viel­
leichtwurdeichdemokratischge­
wählt. Kann aber auch sein, dass
manmich zum Präsi bestimmt
hat, weil ich Pfader gewesen bin
unddamitübereingewissesMass
an Führungserfahrung verfügt
habe.»Woran er sich allerdings
nochguterinnernkann,dassind
die Rechtfertigungsversuche der
Zuständigen, wenndieses oder
jenes nicht nach dem Gusto der
Kids hat umgesetzt werden kön­
nen. «Dann wurden aus gestan­
denen und beredten Politikern
ganzplötzlichverschüchterteRe­
ferenten.»Waseigentlich logisch
sei, es sei schliesslich einfacher,
einem politischen Gegner die
Meinung zu sagen als eine ver­
sammelteKinderscharzuenttäu­
schen.

NachAuslandaufenthaltenin
Hamburg,Wien und Leipzig ist
Mathis Pfäffli vor vier Jahren in
Zürich gelandet. Hier hat er sich
eine Existenz als freischaffender
Grafikdesigner aufgebaut. Und
feiertzusammenmitseinemBru­
der Felix internationale Erfolge.
Luzern ist für ihn immer noch
wichtig. Leben oder arbeiten al­
lerdingsmöchteernichtmehran
der Reuss. «Ich brauche die Her­
ausforderung,dieBegegnungund
dieAuseinandersetzungmitdem
Neuen,umweiterzukommenund
zufrieden zu sein. InLuzern,wo
ich so viele Leute undOrte ken­
ne, ist dies nicht mehr möglich.
Die Stadt ist mir zu klein und
irgendwie halt auch zu gemüt­

lich.» Wieder schmunzelt er und
sieht durchaus Parallelen zwi­
schenheuteundgestern,alser im
Kinderparlament gesessen hat.
GleichbusweiseseidasGremium
damals durchdie Stadt gefahren
worden, immer auf der Suche
nach Verbesserungspotenzial im
Verkehr, aufdenSpielplätzen, im
ganzen kindlichen Lebensraum.
«Wenn wir dann einmal ein An­
liegen bei denendurchgebracht
haben,diedasSagenhatten,dann
ging es mit der Umsetzung in
denAugen vonunsKinderndoch
eherbedächtigvoran.Haltsoganz
und gar nicht, wie uns das vor­
schwebte.»

Wünsche umsetzen
Zwanzig Jahre später kennt

Mathis Pfäffli die Mechanismen
gutgenug,welchedieMühlender
Behördenantreibenodermanch­
malebenauchbremsen,umMil­
dewalten zu lassen. «ImGrossen
und Ganzen war es ja schon eine
tolle Sache, und ich glaube, dass
in der Stadt vieles angeschoben
worden ist, was ohne Kinderpar­
lament nicht möglich gewesen
wäre.» Er denkt da sowohl an di­
rekteMassnahmenwie die Auf­
wertungvonSpielplätzenalsauch
anindirekteFolgenwiekulturelle
Events oder das «Radio 3FACH»,
indessenReihensicheinigeehe­
maligeKinderparlamentarierfin­
den. FürMathis Pfäffli, den ers­
tenPräsidentendesKinderparla­
mentes, ist jedenfalls klar: «Die
Kinder und deren Anliegen sind
mit der Initiierung des Kinder­
parlamentes in der Stadt Luzern
zueinemvollwertigenThemage­
worden.»

Flavian Cajacob
Freier Journalist

1. Kinderkonferenz 1993
50 Kinder hat Initiator
Walti Mathis im Novem-
ber 1993 zur ersten Kin-
derkonferenz erwartet.
Gekommen sind 400!
Von einem Thron herab
äusserten diese ihre
Wünsche an die Stadt-
oberen. Daraus entstan-
den ist das Kinderparla-
ment der Stadt Luzern.
Im November wurde das
20-Jahr-Jubiläum der Kin-
derpartizipation in der
Stadt Luzern gefeiert.

Kinderparlament
Im Kinderparlament set-
zen sich regelmässig
rund 100 Kinder im Alter
von 8 bis 14 Jahren für
ihre Rechte und Anlie-
gen ein. Mitglied kann
jedes Kind aus der Stadt
Luzern werden.
Das Kinderparlament
trifft sich mehrmals jähr-
lich zu seinen Sessionen.
Dort wird über aktuelle
Themen diskutiert, wer-
den Wahlen durchge-
führt oder der «Goldene
Lollipop» für kinder-
freundliche und die
«Saure Zitrone» für kin-
derfeindliche Massnah-
men verliehen. Aus der
Session gehen die An-
träge an den Stadtrat
und das städtische Par-
lament.

Finanzierung
Das Kinderparlament
wird von der Stadt
Luzern finanziert. Es
erhält im Jahr 20‘000
Franken. Das Finanz-
team, bestehend aus
Kindern, erstellt Ende
Jahr die Jahresrech-
nung und verwaltet
das Budget. Dieses
muss von der Session
bewilligt werden.
Das Finanzinspektorat
überprüft die Jahres-
rechnung. Seit 1998
hat die Stadt Luzern
zudem ein Jugendpar-
lament.
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einemgeheizten Container vor
Ort können sich die Prostituier­
ten über gesundheitliche und
rechtliche Fragen informieren
lassenund sich in der kalten Jah­
reszeitaufwärmen.Hiererhalten
die SexarbeiterinnenUnterstüt­
zungvonBeraterinnen.Durchge­
führtwirddasBeratungsangebot
vomLuzernerVerein für die Inte­
ressenderSexarbeitenden(LISA),
unterstützt wird «hotspot» von
StadtundKantonLuzernunddem
Bund.

ZumContainerhabennurdie
BeraterinnenunddieSexarbeite­
rinnenZutritt.Es isteinneutraler
Ort weg von den Störungen der
Strasse, an dem vertiefte Gesprä­
che stattfinden können.

Pilotversuch
Das befristete Pilotprojekt

dauertvoraussichtlich18Monate.
DasZiel desPilotversuches ist es,
die Situation der Sexarbeiterin­
nen durch Information und Ver­
mittlung von weitergehenden
Hilfsangeboten zu verbessern.
Fünf fachlichausgewieseneBera­
terinnen engagieren sich ehren­
amtlich für das Projekt. Sie wer­
den unterstützt von zwei profes­
sionellenDolmetscherinnen.

gebiet Ibach statt.Umdienegati­
ven Auswirkungen für die ansäs­
sigen Gewerbetreibenden und
deren Angestellte zu reduzieren,
hat die Stadt einemobileWC­An­
lage installiertundlässtdasganze
Gelände täglich reinigen. Zudem
istdieLuzernerPolizei jedeNacht
mehrmals vor Ort präsent und
sorgt wenn nötig für Ruhe und
Ordnung.

Am abgelegenen Standort im
Ibach sind die Sexarbeiterinnen
RisikenundderwinterlichenKäl­
te ausgesetzt. Die soziale Kon­
trollederÖffentlichkeit fehlt fast
gänzlich,ebensodieMöglichkeit,
im Notfall Hilfe von Passanten
oder Anwohnerschaft zu holen.

Unterstützung vor Ort
WährendsichdieSituationfür

dieWohnbevölkerung der Stadt
Luzern verbesserthat,hatsiesich
fürdieFrauendurchdenabgele­
genenStandort verschlechtert.
DasstädtischeParlamenthatdes­
halb dem Stadtrat den Auftrag
gegeben,Massnahmenzuprüfen,
um den Schutz der Sexarbeite­
rinnensicherzustellen.DerStadt­
rat will diesen Auftrag nun in
FormeinesBetreuungsangebots
für Sexarbeiterinnen erfüllen: In

1 | Paolo Hendry (links)
von der städtischen
Sozialdirektion und
Birgitte Snefstrup vom
Luzerner Verein für die
Interessen der Sexarbei-
tenden (LISA) machen
sich vor Ort ein Bild. Hier
wird bald ein Container
stehen, in dem die Sex-
arbeiterinnen Beratung
erhalten. Foto: Eveline
Zimmermann

2 | Nach intensivem
Austausch mit allen
Beteiligten rund um die
Industriestrasse soll nun
die Ausschreibung ge-
macht und eine Wohn-
baugenossenschaft für
die Bebauung des Areals
gefunden werden.
Foto: Urs Dossenbach

pILoTpRoJEkT «hoTSpoT»
AUf DEM STRASSENSTRIch
Strassenprostitution findet im abgelegenen Gewerbegebiet Ibach statt. Im Auftrag
des Parlaments wird dort ein Beratungsangebot für Sexarbeiterinnen geprüft.

MB. Seit Mitte 2012 ist in der
Stadt Luzern das Anbieten und
NachfragennachkäuflichemSex
in Wohngebieten verboten. Die
SituationindenWohnquartieren
hatsichdankderUmsetzungdie­
ses Reglements rasch verbessert.
Vor allem das Tribschenquartier
ist kaummehr durch die negati­
ven Auswirkungen belastet. Die
Strassenprostitutionwurde ver­
mehrt indiePeripherieverdrängt.

Abgelegen und kalt
Die Strassenprostitution fin­

det heute vor allem imGewerbe­

öffNUNGSZEITEN DER STADTVERwALTUNG MARkTpLATZ 60pLUS

Die Stadtverwaltung bleibt
vom24.bis26.Dezember2013so­
wie vom 31. Dezember 2013 bis
undmit 2. Januar 2014 geschlos­
sen. An allen anderenTagengel­
tendieüblichenÖffnungszeiten.

Regionales Zivilstandsamt
DasRegionaleZivilstandsamt

ist fürdieAnmeldungvonTodes­
fällen und die Vereinbarung von
Bestattungsterminenam 24.und
31. Dezember 2013 jeweils von 8
bis12Uhr geöffnet undunterTe­
lefon0412088232erreichbar.An

diesen beiden Tagen bleibt der
Eingang zum Regionalen Zivil­
standsamt an der Obergrund­
strasse 1 geschlossen.DieAnge­
hörigenwerdengebeten,denEin­
gang der Luzerner Polizei am
Hirschengraben17azubenutzen
und sich amSchalter zumelden.

Bibliotheken
Die Stadtbibliothek ist am

24.und31.Dezember jeweils von
10bis14Uhrgeöffnet.DieBiblio­
thekRuopigenbleibtvom24.De­
zemberbis2. Januargeschlossen.

AmSamstag,17.Mai2014,fin­
det in der Kornschütte der Stadt
Luzern der zweite Marktplatz
60plus statt.Es ist einUmschlag­
platz für Ideen, Projekte und Be­
gegnungen für Menschen im
Pensionsalter. Institutionen, die
Freiwillige suchenund sich am
Marktplatz 60plus präsentieren
möchten, können sichbis Ende
Januar 2014 anmelden.

Kontakt und weitere Informationen:

beat.buehlmann@stadtluzern.ch

www.luzern60plus.ch

http://www.luzern60plus.ch
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GÜNSTIGEwohNUNGEN
UND GEwERbERäUME
Trotz Uneinigkeit in vielen Punkten: Aus Sicht des Stadtrates hat
sich der partizipative Prozess zur Industriestrasse gelohnt.

Bahnhofstrasse:
Mitwirkung
Auch bei der Umset-
zung der Initiative «Für
eine attraktive Bahnhof-
strasse in der Stadt
Luzern» gibt es unter-
schiedliche Vorstellun-
gen. Deshalb hat die
Stadt auch hier eine
Mitwirkung gestartet.
Die im September 2013
angenommene Initiative
verlangt, dass unverzüg-
lich mit der Projektie-
rung einer attraktiven,
wenn immer möglich
autofreien Bahnhof-
strasse begonnen wird.

Infoveranstaltung
Die Stadt hat im Okto-
ber 2013 eine erste Ver-
anstaltung durchge-
führt, an der über den
Projektablauf und die
Mitwirkungsmöglichkei-
ten informiert wurde.
Eingeladen waren die
Grundeigentümerinnen
und Geschäftsbesitzer
rund um die Bahnhof-
strasse und den Theater-
platz sowie Interessen-
gemeinschaften und
Organisationen aus
den Bereichen Verkehr,
Tourismus, Gewerbe,
Wirtschaft und Quartier-
leben.

Zwei Workshops
Ziel ist es, im ersten
Quartal 2014 mit den
Beteiligten an einem
Workshop Rahmen-
bedingungen für ein
mögliches künftiges
Verkehrsregime und
neue Nutzungen an der
Bahnhofstrasse und auf
dem Theaterplatz zu
diskutieren. In einem
zweiten Workshop im
Sommer 2014 wird das
zukünftige Verkehrsre-
gime mit allen Beteilig-
ten diskutiert.

Wettbewerb
Die Ergebnisse dieser
Workshops werden hel-
fen, gute Grundlagen
für die Ausschreibung
eines Wettbewerbs für
die Neugestaltung der
Bahnhofstrasse und
des Theaterplatzes zu
erarbeiten.

Aktuell

UD. Im September 2012 ha­
bendie Stimmberechtigten der
Stadt Luzern die Initiative «Ja
zu einer lebendigen Industrie­
strasse» angenommen.Damit ist
dieStadtverpflichtet, ihrArealei­
nergemeinnützigenWohnbauge­
nossenschaft im Baurecht abzu­
geben.DadieVorstellungenüber
dieUmsetzungderInitiativesehr
unterschiedlich sind, hat der
StadtrateinenpartizipativenPro­
zess gestartet. Er hat dazu die
InitiantinnenundInitianten,die
Nachbarn sowie Vertreterinnen
undVertreter der Fraktionendes
Grossen Stadtrates, des Quar­
tiervereins, der Kultur und des
Gewerbes eingeladen.

Konsens und Dissens
ZieldespartizipativenProzes­

seswares,Rahmenbedingungen
fürdieAusschreibungzudefinie­
ren,mitdereingeeigneterWohn­
bauträger gefunden werden soll.
Dazu wurden die unterschiedli­
chenVorstellungendiskutiertund
gemeinsamAnforderungen an
eineTrägerschaftundandasBau­
projekt formuliert. Derpartizipa­

tive Prozesswurde vonderHoch­
schule Luzern im Auftrag der
Stadt Luzern durchgeführt.

VonMärzbisSeptember2013
fanden Vorgespräche sowie drei
Veranstaltungen statt. Die am
Prozess Beteiligten waren sich
einig, dass auf demAreal Indust­
riestrasse einWohnungsmixmit
Familienwohnungen entstehen
soll.Essollen preisgünstigeWoh­
nungen,flexibleDienstleistungs­
undGewerbeflächen sowie Ateli­
ers undWohnateliers angeboten
werden, indenen zumTeil auch
dasheutigeKleingewerbeseinen
Platz findet. Zumindest ein Teil
der Aussenräume soll als Begeg­
nungsorte fürdasQuartiergestal­
tet werden.

EsgababerauchvielePunkte,
indenenkeinKonsensgefunden
wurde. So bestehenunterschied­
licheVorstellungen,wiehochder
Anteil an besonders günstigen
Wohnungen sein und welcher
maximale Mietpreis vorgegeben
werden soll. Auch bei der Frage,
obdasKäselageranderIndustrie­
strasse9 langfristigerhaltenwer­
den soll, konnte keine Einigung

erzielt werden. Zudem gibt es
Kräfte,dieauchdiePorzellanfab­
rik erhaltenmöchten.

Wertvolle Diskussionen
Aus Sicht des Stadtrates hat

sich der partizipative Prozess ge­
lohnt. Die Anliegen und Argu­
mentekonntenplatziertwerden.
DieDiskussionenwarenwertvoll.
Das Verständnis für die anderen
Meinungenkonnte erhöhtwer­
den. Es hat sich gezeigt, dass es
wichtig ist, die Rollen und den
Grad der Partizipation zu klären.
So kann vermiedenwerden, dass
falscheErwartungen entstehen
unddieTeilnehmendenvomPro­
zess enttäuscht werden.

DerStadtratwirddenSchluss­
berichtderHochschulenunana­
lysieren und die Unterlagen für
die Ausschreibung vorbereiten,
mit der eineWohnbaugenossen­
schaft ermittelt werden soll. Da­
nach werden die Baurechtsver­
träge ausgearbeitet, über die der
GrosseStadtratentscheidenwird.

Mehr Informationen:

www.industriestrasse.stadtluzern.ch

http://www.industriestrasse.stadtluzern.ch


Aktuell22 | 23

1 | Ausschnitt aus André
Wilhelms «Am Lago
Maggiore», 2011

2 | Bild aus Tu Tse-Weis
Comic «The Gift»,
1. Platz am Fumetto-
Wettbewerb 2013

3 | Sempacherstrasse: Um
die Verkehrssicherheit
zu erhöhen, werden
die Schrägparkplätze
durch Längsparkplätze
ersetzt.

1

2

(1926 –2009) gewidmet. Parallel
dazu gibt das Kunst­ und Kultur­
ZentrumLittau­LuzerneinenEin­
blick indenkünstlerischenNach­
lass desMalers.

Ausstellungen in der Kornschütte:

14.–29. Dezember 2013

André Wilhelm/Mimi von Moos

10.–26. Januar 2014

Joseph Beuret (1926–2009)

Kornmarkt 3, Luzern

Die Städte Bern, Luzern,
St.Gallen,WinterthurundZürich
habenimRahmeneinesPilotpro­
jektesgemeinsamComic­Stipen­
dien ausgeschrieben. ImVorder­
grund steht die Förderung von
Comic­Schaffenden.Gleichzeitig
soll ein breiteres Publikum für
dasMediumComicals innovative
Kunstform sensibilisiert wer­
den.DasPilotprojekt ist auf drei
Jahreausgelegtundindasgrösste
Deutschschweizer Comic­Festi­

Zurzeit sind in der Korn­
schütteLuzernMalerei, Skulptu­
renundneuentworfeneCouture­
Stoffe von André Wilhelm und
eine Rauminstallation vonMimi
von Moos zu sehen. Die Ausstel­
lung mit dem Titel «es bewegt
sich» kann noch bis zum29. De­
zember besucht werden.

Die erste Kornschütte­Aus­
stellung imneuen Jahr ist dem
ReussbühlerMaler JosephBeuret

MALEREI UND INSTALLATIoNEN

coMIc-STIpENDIEN

kARToN EINfAch ENTSoRGEN

Vom 14. bis 29. Dezember 2013 zeigt die Kornschütte Luzern die Ausstellung
«es bewegt sich» von André Wilhelm und Mimi von Moos.

Fünf Schweizer Städte vergeben 2014 erstmals gemeinsam Comic-Stipendien.
Die Vergabe findet anlässlich des Comic-Festivals «Fumetto» in Luzern statt.

Ab 1. Januar 2014 dürfen die Kartonabfälle wieder in offenen Kartonschachteln
bereitgestellt werden.

val eingebettet: Die Stipendien
werdenanlässlich vonFumetto –
Internationales Comix­Festival
Luzern vergeben. «Fumetto» fin­
det vom5. bis13. April 2014 statt.

Klassisch bis experimentell
Vergeben werden ein Haupt­

stipendium(30’000Franken)und
ein Förderstipendium (15’000
Franken). AmWettbewerbkön­
nen Autorinnen und Zeichner
teilnehmen, diemit klassischen

gut, Grünabfall, Papier, Karton
undAltmetalldurchdasStrassen­
inspektorat eingesammelt.

Helfen Sie mit!
Karton wird teilweise auch

von Jugendorganisationen abge­
holt.DieGrünabfällewerdenmit
Unterstützung der IG Arbeit ein­

gesammelt. Dank korrektem Se­
parieren, Entsorgen und Bereit­
stellenderAbfällekönnenSiedie
Mitarbeitenden des Strassenins­
pektorats ganz erheblich bei ih­
renAufgabenunterstütztwerden.

Weitere Informationen:

www.real-luzern.ch

Kartonabfällemüssenab1. Ja­
nuar 2014 nichtmehr unbedingt
gebündelt, sondern dürfen bis
auf Weiteres wieder in Karton­
schachtelnbereitgestelltwerden.
Die offenen Kartonschachteln
dürfenabernicht grösser als 80×
80 Zentimeter sein. In der Stadt
Luzern werden Kehricht, Sperr­

oder auch experimentellen For­
men des Mediums Comic arbei­
ten. Sie müssen zudem die Vor­
aussetzungenfürFörderbeiträge
der jeweiligen Städte erfüllen.

Weitere Angaben zur Aus­
schreibungundeinBewerbungs­
formularfindensichaufderWeb­
site der Stadt Luzern. Eingabe­
schluss ist der 31. Januar 2014.

Weitere Informationen:

www.kultur.stadtluzern.ch

http://www.kultur.stadtluzern.ch
http://www.real-luzern.ch


Aktuell

plätze aufgehobenwerdenmüs­
sen.Heute ist dasQuartier vor al­
lem vom Verkehr dominiert. Auf
derGrundlagedesGründerplans
vonHeinrichMeili­Wapfum1890
wurdeeinneuesGestaltungskon­
zept entworfen, das vorsieht, die
ursprünglichenstadträumlichen
Qualitätenwiederherzustellen.

DazuwerdendieTrottoirsver­
breitert unddieTrottoirabsätze
aufdreiZentimeterreduziert.Die
Strassenbleibengleichbreit,wer­
denaberoptisch verengt,wasdie
Verkehrssicherheit erhöht.

Flexible Nutzung
DurchdieVerbreiterungkön­

nendieTrottoirskünftigflexibel,
zumBeispiel für die Parkierung
oderfürBoulevardrestaurants,ge­
nutztwerden.WegenderBauar­
beitenmüssenzahlreicheBäume
gefälltwerden.NachBeendigung
der Arbeiten werden 50 Bäume
neugepflanzt.Dassind17Bäume
mehr als heute.

dit von 3,5Mio. Franken für die
Sanierung der Kanalisation ent­
scheiden.

41 bis 46 Parkplätze
UmdieVerkehrssicherheitzu

erhöhen,werdendieKreuzungen
übersichtlichergestaltetunddas
Fuss­ und Velonetz ausgebaut.
DasVerkehrsregimefürdieAutos
wird nicht verändert. Allerdings
werdenParkplätze aufgehoben,
unter anderem, weil die Schräg­
parkplätzedurchLängsparkplätze
ersetzt werden, da es dort relativ
oft zu Unfällen kommt.

Ursprünglich ging die Stadt
davon aus, dass 85 Parkplätze
wegfallen.DurchOptimierungen
konntedieseZahlauf76reduziert
werden. Zudembesteht dieMög­
lichkeit, imParkhausHirzenmatt
30bis 35 zusätzliche öffentliche
Parkplätzezuschaffen.Nachheu­
tigemStandkanndeshalb davon
ausgegangenwerden, dass ledig­
lich 41 bis 46 öffentliche Park­

UD. 2015und2016werden im
Hirschmattquartier inmehreren
Strassen dieWerkleitungen für
Wasser,Abwasser,StromundGas
saniert. Gleichzeitigwerdendie
Cablecom­undSwisscom­Leitun­
gen erneuert und dasGlasfaser­
netz eingebaut. DasProjektwird
gemeinsamvonderStadtundewl
EnergieWasser Luzern geplant
und umgesetzt.

Quartier aufwerten
Der Stadtratwill dieChance

nutzen, gleichzeitig die Lebens­
undAufenthaltsqualität zu ver­
bessern, die Verkehrssicherheit
zu erhöhen und das Quartier be­
hindertengerecht zu gestalten.
Dazu beantragt er beim Parla­
ment einenKredit von 7,5Mio.
Franken.

Ende Januar 2014 wird der
Grosse Stadtrat auch über einen
Kredit von 800’000 Franken für
die Vorfinanzierung der Haus­
anschlüsseundeinenZusatzkre­

wENIGER pARkpLäTZE,
MEhR SIchERhEIT
Die Planung für die Gesamterneuerung Hirschmatt ist
abgeschlossen. Das Projekt liegt im Dezember öffentlich auf.
Ende Januar entscheidet der Grosse Stadtrat über die Kredite.
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Intensive Bauweise
Die intensive Bauweise
ermöglicht es, die Bau-
arbeiten statt in fünf bis
sechs Jahren im Som-
merhalbjahr 2015 und
im Sommerhalbjahr
2016 durchzuführen. Bei
der intensiven Bauweise
wird die ganze Strasse
für den Verkehr ge-
sperrt, damit eine durch-
gehende Logistikspur
für die Bauunternehmen
bereitgestellt und effizi-
ent gearbeitet werden
kann. Die Liegenschaf-
ten sind zu Fuss jederzeit
erreichbar, die Geschäfte
sind immer geöffnet.
Für Anlieferungen wer-
den die Liegenschaften
nach Möglichkeit rück-
wärtig erschlossen. Es
wird in zwei Schichten
von Montag bis Freitag
von 5 bis 22 Uhr und am
Samstag von 7 bis 17 Uhr
gearbeitet.

Sanierungsplan
Frankenstrasse: April bis
Juni 2015; Sempacher-
strasse: Juni bis August
2015; Morgartenstrasse:
September bis Novem-
ber 2015.
Winkelriedstrasse: April
bis Juni 2016; Kauff-
mannweg: Juli bis Sep-
tember 2016; Dornacher-
strasse: September bis
November 2016.

Vorarbeiten
Vorgängig zu den Haupt-
arbeiten werden jeweils
im Trottoirbereich die
Hausanschlüsse erstellt,
was rund zwei bis drei
Monate in Anspruch
nimmt.

Abschluss 2017
Die definitiven Deckbe-
läge werden im Sommer
2017 eingebaut. Diese
Arbeiten an den sechs
Strassen dauern voraus-
sichtlich insgesamt
sieben bis acht Wochen.



Kehrseite24

Blick auf die Rösslimatt, Dezember 2013 Foto: Aura
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